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Neue Schwierigkeiten in Breſt-Litowſk.
Rachdem ſich am 11. Januar die Kommiſſion zur Beratung

territorialer Fragen konſtituiert hatte, hielt ſie drei langeSitzungen ab. Es wurde zur feſtgeſtellt daß an die erſte
Stelle des abzuſchließenden e edensvertrages die Be
endigung des Kriegszuſtandes zwiſchen den wegfunren
den Teilen ausgeſprochen werden ſolle. Dagegen lehnte es Trotzki

rieden, und Freundſchaft zu
eben“. Trotzki fand, daß dies eine dekorative Phraſe ſei,

die nicht den Sinn der Beziehungen kennzeichne, die zukünftig
dem ruſſiſchen und dem deutſchen Volke bzw. den Völkern

eſterreich Ungarns beſtehen würden. Er hoffe, daß ganzen n r nge die Beziehungen zwiſchen den Völkern
uſſen würden.

Nach einer Diskuſſion über dieſen Punkt wurde beſchloſſen,
auf den Gegenſtand in einem ſpäteren Zeitpunkt nochmals zurück
ukommen.e Jm weiteren Verlaufe der Beſprechung wurde feſtgeſtellt, daß

Einvernehmen darüber herrſche, die Räumung der von beiden
kriegführenden Parteien n Gebiete prinzipiell auf der
Grundlage der vollen See trg zu ſtellen derart, daß die
Räumung des beſetzten ruſſiſchen Gebiets an die Räumung der
von Rußland beſetzten Gebiete Oeſterreich-Ungarns, der Türkei
und Perſien zu knüpfen ſei. Jm ſpäteren Stadium der s
lungen wurde Perſien aus dieſem Zuſammenhange geſtrichen,
da es nicht ein kriegführender Teil ſei.

Trotzki. ſchlug vor, am Schluſſe den Satz einzuſchalten:
it ſeine Trup

chloſſen ſeien, „fortan in
ab, hierzu auszuſprechen, n die vertragſchließenden Teile ent

eein

„Rußland verpflichtet ſich, in möglichſt ſchneller
bieten des e neutralen Perſiens heraus-

Kate hinzu daß er keinen andern
r

pen aus den
jführen“, und

gegenüber dem neutralen Lande begangen worden ſei.
Sie bemerkte Staatsſekretär von e er be

grüße dieſe r um ſo mehr, als auf Seite der Zentral-
mächte für das alte Kulturvolk der Perſer die allerlebhafteſten
Sym rn beſtünden und ſie nichts mehr wünſchten, als daß
die Perſer in Zukunft frei von Unterdrückung ihre nationale
Kultur pflegen könnten.

Es kam ſodann die Frage zur er rg in welchem
Zeitpunkt die Räumung der be etzten Gebiete zu erfolgen

W 2 a Dat a t

Der deutſche Vorſchlag ging dahin, die Räumung an einen
W z knüpfen, in welchem nach Friedensſchluß Rüßland
eine Streitkräfte demobiliſiert haben werde. Die Räumung der

beſetzten Gebiete an die erfolgte Demobiliſterung der ruſſiſchen
Streitkräfte zu binden, ſei deshalb weil die Gefahr
vorliege, daß Rußland, bevor ſeine Streitkräfte demobiliſiert ſeien,
a. Veränderungen in ſeinem Regierungsſyſtem und ſeinen3 jederzeit in der Lage wäre, wieder Dſenſivoperationen

u ren.T ki ſprach demgegenüber den e aus, die Räumung
der beſſ biete parallel mit durchzuführen, worüber nähere
Verein nungen zu treffen wären. Nach einem Hinweis des Staatser
er von Kühlmann darauf, daß nach dem ruſſiſchen Vor
chlage die Räumung der beſetzten Gebiete ſich bis zum Abſchluß

des allgemeinen Friedens hinausziehen müſſe, wurde die Beratung
über dieſen Punkt ab gebrochen.

Es gelangte nun die Frage zur Erörterung, auf welcheTeile der r Ge icre ſt die Räumung zu er
ſtrecken habe. Hierzu führte Staatsſekretär von Kühlmann
aus „Wie aus der Definition des Wortes Räumung hervorgeht,
erſtreckt ſie 9 nur auf diejenigen beſetzten Gebiete, die noch Teile
des Staatsgebietes derjenigen Macht ſind, mit der der
eſchloſſen wird. Es würde alſo in eine Unterſuchung
arüber einzutreten ſein, ob und Teile des ehemaligen

ru n Gebietes bei Eintritt des Friedens noch als zumru n Gebiete gehörig betrachtet werden können. Die

ruſſi n hat, r Grundſätzen, füralle in Rußland lebenden Völker r usnahme ein bis zu
ihrer völligen Abſonderung gehendes r r
roklamiert. Wir behaupten, daß in Ausübung dieſes Selbſt

mmungsrechtes in einem Teile der von uns beſetzten Gebiete
die zur Vertretung der betreffenden Völker de faeto bevollmäch-o Seele ihr Selbſtbeſtimmungsrecht im Sinne der
Abſonderung von Rußland derart ausgeübt haben, daß nach unſerer
Auffallung dieſe Gebiete heute nicht mehr als zum ruſſiſchen

in ſeinem ehemaligen Umfange g g betrachtet werden
nnen.“

Hierauf erklärte Trotzki: Wir halten unſere ren in
vollem Umfange aufrecht, daß die Völkerſchaften, die das ruſſiſcheGebiet bevölkern, ohne äußeren Einfluß das Recht der Selbſt
immung e und zwar bis zur Lostrennung von Rußland.
Wir lönnen jedoch die Anwendung dieſes Prinzips nicht anders
anerkennen, als gegenüber den Völkern ſelbſt, und nicht etwa

e elbenWir müſſen die Au gung des Vorſitzenden der deutſchen Dele
zetion ablehnen, die dahinging, d h der Wille in deneſetzten Gebieten durch tatſä ug bevollmächtigte Organe geäußert

hat; denn dieſe tatſächlich bevollmächtigten Organe konnten

nicht berufen auf die von hAnknüpfend an dieſe prinzipiellen Ausführungen entwickelte
b eine lange, hauptſächlich in theoretiſchem Rahmen geführte

batte über die Frage, unter welchen Vorausſetzungen und in
welchem Zeitpunkte ein neuer Staat im Wege der Abſonderung
eines Beſtandteils eines exiſtierenden Staates von dieſem entßeht.

Das Ergebnis der rigen Ausführungen über dieſen
Punkt wurde vom h v. Kühlmann folgendermaßen
nen efaßt: Trotzki hat vorgeſchlagen: Errichtung von Ver
retun rpern, denen die Organiſation und Feſtſetzung derjenigen
Modalitäten übertragen werden ſoll, unter denen von uns einſt
weilen rein theoretiſch konzetierte Volfzabtinununeen oder Volks

rund zu

Regierung

ſich Gebiete in dem

kundgebungen auf breiterer Baſis erfolgen ſollen, t wir
auf dem Standpunkt ſtehen und ſtehen bleiben müſſen daß
mangels anderer Vertretungskörper die vorhandenen und
hiſtoriſch gewordenen Vertretungskörper präſumtiv
der Ausdruck des Volkswillens ſind, beſonders in der
einen vitalen Frage des Willens der Nation, eine Notion zu ſein.

Jn der hieran ſich aniclteßenden Debatte über Charakter und
Bedeutung der in den beſetzten Gebieten fungierenden
Volksvertretungsorgane wieſen Staatsſekretär v. Kühl-
mann und Miniſter des Aeußern Graf Czernin darauf hin, daß
nach ihren Eindrücken bei der ruſſiſchen Delegation während der
im Dezember gepflogenen Verhandlungen Neigung vorhanden war,
die in den beſetzten Gebieten beſtehenden Volksvertre'ungen als
de facto-Vertretungen anzuerkennen und zu präſumieren, daß ihre
Beſchlüſſe als ſolche den Willen der betreffenden Völker zum
Ausdruck brächten.

r ſtellte Staatsſekretär v. Kühlmann feſt,
daß ſich aus den Ausführungen Trozgkis zu ergeben ſcheine, er wäre
bereit, die in den beſetzten Gebieten vorhandenen der
Volksvertretung als r Organe anzuerkennen,
wenn dieſe Landteile nicht militäriſch beſetzt wären.

Bezüglich der
Teilnahme der Fremdvölker an den Verhandlungen

begerrtee im weiteren Verlaufe der Verhandlungen Trotzki,
daß zwiſchen den Erklärungen der Zentralmächte vom 25. Dezemberund der Formulierung der Punkte I und II vom 27. Dezember
ein Widerſpruch beſtehe, der aus den Kommentaren der
deutſchen Preſſe übrigens deutlich hervorgehe. Staatsſekretär
w. Kühlmann erklärte demgegenüber, daß deide Dokumente Aus

Reichskanzler in programmatiſchen
gekündigt habe.

Trotzki beantragte hierauf Vertagung, um ſich mit ſeiner
Regierung ins Benehmen ſetzen zu können.
In der Sitzung am 12. Januar bemerkte Staatsſekretär
v. en Wir ſind aber durch die ruſſiſche Delegation f
noch nicht darüber aufgeklärt worden, ob ihrer Anſicht nach die
an der ſtgrenze des ehemaligen ruſſiſchen Reiches wohnenden
Völkerſchaften als ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeiten bereits be
ſtehen, mithin, ob ſie, um einen von der ruſſiſchen Delegation
ehrauchten Ausdruck zu wiederholen, als Subjekte an der Dis
uſſion ſich bereits beteiligen können, oder ob ſie bis auf weiteres

nur als Objekte der Staatskunſt betrachtet werden ſollen.
wäre dankbar, wenn von Seite der ruſſiſchen Delegation dieſe
Frage in einer jeden Zweifel ausſchließenden Weiſe beantwortet
werden könnte.

Ohne hierauf einzugehen, bat Trotzki, dem Delegierten
Kamoneff das Wort zu geben, der folgendes ausführte:

Die ruſſiſche Delegation ſei zu der Ueberzeugung gelangt, daß
es zur Vermeidung jedes Mißverſtändniſſes notwendig wäre, die
bisherige Arbeitsmethode gewiſſen Aenderungen zu unter
iehen. Sie ſchlage vor, daß beide Seiten in einer ſchriftlichene ihre während der Diskuſſion entwickelte
ufſgſſung darlegten.

Jn Ausführung dieſes Porſchlages ſtellte die ruſſiſche Dele
ation feſt, ſie ſei nicht in der Lage, als Ausdruck des
olkswillens der okkupierten Gebiete, die Erklärungen p.

erkennen, die von dieſer oder jener ſozialen Gruppe oder Ein
richtung gemacht worden ſeien, inſoweit dieſe Erklärungen unter
dem Regime der fremden Okkupation r und von Organen
ausgingen, deren Rechte nicht von der Volkswahl herrühren, und
die überhaupt ihr Leben in dem Rahmen friſten, der den Plänen
der militäriſchen Okkupationsbehörden nicht widerſpricht.

Die Delegation ſtellte feſt, daß während der Okkupation
nirgends, weder in Polen noch in Litauen noch in Kurland irgend
welche demokratiſch gewählten Organe weder gebildet werden
konnten, noch Feee2- die mit irgendwelchem Rechte darauf An
77 erheben könnten, als Ausdruck des Willens breiter

reiſe der Bevölkerung zu gelten.
b der das Streben zur vollen ſtaatlichen Unabhängigkeit

gab die
ruſſiſche Delegation folgende neue Erklärung:

1. Aus der Tatſache der Zugehöri keit der r Gebietezum Bereich des früheren ruſſiſchen Kaſſerreichs zieht die ruſſiſche

Regierung keine Schlüſſe, die irgendwelche ſtagtsrechtliche Ver
pflichtung der Bevölkerung dieſer Gebiete im Verhältris zur
u chen hen auferlegen würden. Die alten Grenzen
früheren ruſſiſchen Kaiſerreichs, die Grenzen, die durch Gewalt-
taten und Verbrechen zen die Völker 1ſondere gegen das polniſche Volk, ſind zuſammen mit dem Zaris-
mus verſchwunden. Die neuen Grenten des brüderlichen Bundes

ihres Rahmens bleiben wollen, müſſen gebildet werden durch
einen freien Entſchluß der r Völker.2. Deswegen beſteht für die ruſſiſche Regierung die Grund
e der jetzt e ſuprten nicht darin, in irgendwelcher Weiſe das ere zwangsweiſe Verbleiben der genannten

men des ruſſiſchen Reiches zu verteidigen,ſondern in der Sicherung der wirklichen re veit der

re der inneren Staatseinrichtungund internationalen Lage der genannten Gebiete.
Nur dann wird ſich die ruſſiſche Republik geſichert fühlen vor
dem Hineinzerren in irgendwelche territoriale Streitigkeiten und
Konflikte, wenn ſie überzeugt ſein wird, daß die Linie, die ſie
von ihren Nachbarn trennt, gebildet iſt durch den freien Wil-
len der Völker ſelbſt und nicht durch die Gewalt von
oben, die nur für kurze Zeit dieſen Willen unterdrücken könnte.

3. Die ſo verſtandene Aufgabe ſetzt voraus die vorhergehende
Verſtändigung Deutſchlands und Oeſterreich-Ungarns von der
einen, Rußlands von der anderen Seite über vier Hauptpunkte:

ne

der Völker der ruſſiſchen Republik und der Völker, die außerhalb

in bezug auf den Umfang des Territoriums, deſſen Bevölkerung
erufen ſein wird, das Selbſtbeſtimmungsrecht auszuüben; in
bezug auf die allgemeinen politiſchen Vorausſe ungen, bei welchen
die Löſung der Frage von den ſtaatlichen Geſchicken der ent
ſprechenden Territorien und Nationen vollzogen werden ſoll; in
bezug auf das Uebergangsregime, das bis zum Moment der end-
gültigen ſtaatlichen Konſtituierung dieſer Gebiete beſtehen ſoll:
in bezug auf die Art und Form, in der die Bevölkerung dieſer
Gebiete ihren Willen kundzugeben haben wird. Die Geſamtheit

z et hre die Paragraphen desFriedensvertrages, die den Paragra es deutſchenvom 28. Dezember 1917 erſetzen len ben Vorſchtages
Die ruſſiſche Delegation ſchlägt ihrerſeits folgende Löſung

dieſer Fragen vor:

irns okküptert worden
Tee auf die ſogenannten Grenzkorrekturen auf Koſten dieſer

ebiete.
Gleichzeitig verpflichten ſie ſich, dieſe Gebiete nicht,

weder direkt noch indirekt, zur Annahme dieſer oder jener Staats
form zu nötigen, ihre r eit nicht durch irgendwelche
Joll- oder Militärkonventionen zu beengen, die geſchloſſen würdenvor der endgültigen Konſtituierung dieſer Gebiete auf Grund des

politiſchen Selbſtbeſtimmungsrechtes der ſie bevölkernden Nationen.
Die Löſung der Frage über die Geſchicke der ſich ſelbſt be-

ſtimmenden Gebiete muß unter der Bedingung der vollen poli
tiſchen Freibeit und des Fehlens jedes äußeren Druckes ſtatt

Jch frr deshalb ſoll die Abſtimmung nach Rücknahme der
remden Heere und Rückkehr der Flüchtlinge und der

vom Anfang des Krieges evakuierten Bevölkerung
ſtattfinden.

Der Zeitpunkt der Zurückziehung der Heere wird
durch eine beſondere Kommiſſion beſtimmt, entſprechend der Lage
der Transportmittel, der Ernährung und anderer Jraszm die im
Zuſammenhang mit den Bedinguugen des noch nicht beendigten
Weltkriegs ſtehen.

Der Schutz der Ordnung und Rechte der im Prozeß der
Selbſtbeſtimmung ſich befindenden Gebiete liegt den natio-
nalen Heeren und lokalen Milizen ob. Flüchlingen
und den durch die Okkupationsbehörden ſeit Anfang des Krieges
Evakuierten wird die volle Freiheit und materielle Möglichkeit
der Rückkehr gegeben.

ad 3. Vom Moment der Unterzeichnung des Friedens bis
zur endgültigen ſtaatlichen Konſtituierung der genannten Gebiete

eht ihre innere Verwaltung, die Leitung der lokalen Angelegen
iten, Finanzen uſw. in die Hände eines temporären Organes

ber, das durch Verſtändigung der politiſchen Parteien, die ihre
Lebensfähigkeit inmitten ihres Volkes vor und während des
Krieges bewieſen haben, gebildet wird.

ie Hauptaufgabe dieſer temporären Organe beſteht gleich
zeitig mit der Aufrechterhaltung des normalen Laufes des geſell
ſchaftlichen und ökonomiſchen Lebens auch in der Organiſation

der r r rad 4. Die endgültige Löſung der Frage von der Staats
lage der Gebiete, um die es ſich handelt, und von der Form
ihrer Staatseinrichtung wird durch das allgemeine Referen-
dum erfolgen.

Zwecks Beſchleunigung der Arbeiten der Frie-
e hält die ruſſiſche Delegation es füraußerordentlich wichtig, von der deutſchen und öſterreichiſch
ungariſchen Delegation eine vollkommen e te Antwort auf alle
die Fragen zu erhalten, die in dieſer Erklärung aufgeworfen
worden ſind.

Was andere kleinere Fragen betrifft, ſo könnten ſie dahin
ebildet wurden, insbe- behandelt werden, daß ſie im Zuſammenhang mit der genauen

Antwort auf dieſe Punkte beantwortet werden.

Die Antwort der Mittelmächte.

S al h r e iqla ki„Jch muß zunächſt gegen den Ton dieſer Vorſchläge proteſtieren.9 e ru de Dele on ſpricht mit uns, als ob Sie egreich
in unſerem Lande en und uns Bedingungen diktieren könnten.
Jch möchte darauf hinweiſen, daß die Tatſachen entgegen
geſetzt das ſiegreiche deutſche Heer ſteht inJhrem bietl

Jch möchte dann feſtſtellen, daß die ruſſiſche e für
die beſetzten Gebiete die Anwendung eines Selbſtbeſtimmungs-
rechts der Völker in einer Weiſe und in einem Umfange fordert,
wie Weh Regierung im eigenen Lande nicht an-
wendet.

Jhre Regierung iſt begründet lediglich auf Macht, und
zwar auf Macht, die rückſichtslos mit Gewalt jeden anders Den
kenden unterdrückt. Jeder anderg Denkende wird ein als
Gegenrevolutionär und Bourgeois 27 err Jch will dieſe meine Anſicht nur an zwei Beiſpielen er

ärten. e m.



JVn der Racht vom 39. zum 31. Dezember wurde der erſte
wei Ko in Minſk, der das Selbdenen 9 ter u machen axi
maliſten durch Bajonett und Mafchinengewehre aus
ein grhrüägAls die Ukrainer das r geltend machten,Ute die Petersburger Regierung ein Ultimatum und ver
uchte, de r ihres Willens mit Waffen-

uſe gen.

e

gewalt durchzden Funkſprüchen hervoegeht,e
der T magimal z inEinmiſ in die Regelung e len der
beſetzten Gebiete ablehnen.

ür uns haben die Völker der beſetzten Gebiete ihrem Wunſch
de nung von Rußland bereits klar und tig Aus
ruck gegeben. tVon den W ſtleſten Beſchlüſſen der Bevölkerung möchte ich

folgende de en:
Am 21. 9., 10917 erbat die kurländiſche Landesver

ſammlung, die ausdrücklich als Vertreierin der Gelamtbe
völkerung Kurlands chnete, den Schutz des Re

Am 11. 12. 1917 proklamierte der litauiſche Landesrat,
der von den Litauern des Jn- und Auslandes als einzig bevoll-e e Vertretung des litauiſchen Volkes anerkannt iſt, den

un
die bisher mit anderen Völkern beſtanden haben.

Am 27. Dezember ſprach die Stadtverordnetenverſammlung
in Riga eine ähnliche Bitte an das Deutſche Reich aus. Dieſem
Antrage haben die Rigaer Kaufmannskammexr, die

Aeberſchreitung der Höchſtpreiſe
auf Zeit erlaubt!

4 prezr Vorwärts veröffentlicht folgenden Aufſehen erregenden
Artikel:

Wie wir einem uns vorliegenden längerem Bericht entnehmen,
hat noch im Dezember nach den Neuköllner Enthüllun-
gen eine Sitzung in der Reichsſtelle für Obſt und Gemüſe ſtattgefunden, die ich mit der Gemüſeverſorgung beſchäftigie. Teil

nehmer an der Sitzung waren die Groß- Berliner Lebens-
mittel Dezernenten, Organe des Kriegswucher
amtz und der Polizeiverwaltung. Von dem erſten Red-
nwer, dem Lebensmittel-Dezernenten eines weſtlichenn Vororts,
wurde die Neuköllner Denkſchrift als ſehr vuhig und ſachlich be-
i net, ihm ſeien in der letzten Zeit noch viel ſchlimmere

inge paſſiert. Die vorhandene Miſere könne aber nur beſeitigt
werden, wenn das bisherige Verſorgungsſyſtem geändert werde.
Nachdem dann noch zwei weitere Redner, Vertreter von Gemeinden,
eine Aenderung des Syſtem verlangt hatten, erklärte der Vor
ſitzende, ein t v. R., daß am Syſtem nichts ge
ändert werde.Zum Schluß faßte ſich dann der Vorſi
daß an eine Jnnehaltung der Höchſtpreiſe vor-
läufig nicht gedacht werden könne. Die Gemeinden
hätten das Recht, bis zur Beſeitigung der Konkurrenz der Wirf
ſchafts-Großbetriebe die Höächſtpreiſe vorläufig zu über-
ſchreiten. Dieſe Ueberſchreitung dürfe aber nur bis zu einembeſtimmten Termin dauern, der e er werden würde.
Dann aber dürfe keiner mehr die Höchſtpreiſe überſchreiten!

Soweit der Hauptinhalt des Berichtes. Es iſt gewiß verſtändlich,
daß, wenn ſich eine Maßnahme als verfehlt oder nicht ausreichend
erwieſen hat, eine beſtimmte Friſt gewährt wird, die Verhältniſſe

u beſſern. Wenn nun aber ſchon die Reichsbehörden nicht die At
ichkeit hatten, den Gemeinden Stellen anzugeben, wo ſie Gemüſe

zu preiſen kaufen konnten, mußte dann der Staatsanwalt
gegen dieſe Gemeinden in Anſpruch genommen werden Die Staats
anwaltſchaft hat man ja jetzt in eine geradezu komiſche Situation
gebracht. Sie hat die Abſicht bekundet, alle Höchſtpreisüberſchrei
tungen zu verfolgen und inzwiſchen beſchließen die Reichsbe-
hörden unter ausdrücklicher Billigung des Kriegs
wucheramtes und der r r d dieHöchſtpreiſe einſtweilen bis zur Schaffung geregelter Verhältniſſe
überſchritten werden dürfen.

Die Sache wird noch ſchöner, wenn man die Erklärung des
vorſitzenden Regierungspräſidenten dazu nimmt, an dem Syſtem
werde nichts geändert werden. Ja, der Herr Vorſitzende beſchränkte
ſich nach dem uns vorliegenden Bericht nicht auf dieſe Srklärung,
ſondern er erſtickte jede weitere Debatte über den ſpringenden
Punkt, indem er hinzufügte, er ſei jetzt nur noch in der Lage, ſolchen
Herren das Wort zu geben, die nicht auf die Aenderung des
S eingehen würden. Ueber „Thema“ darf alſo nicht geſprochen
werden

Wir wiſſen nicht ganz genau, was ſich der Herr Regierungsrat
unter dem „Syſtem“ vorſtellt, das, ähnlich wie die Krone, nicht
in die Debatte gezogen werden darf. Aber die Kritik der ſtädtiſchen
Vertreter richtete ſich naturgemäß nicht einmal gegen das Spſtem
ſelbſt, ſofern man darunter die öffentliche Zwangsbewirtſchaftung
verſteht, ſondern nur gegen die Mängel und Durch
brechungen dieſes Syſtem und lief auf die Forderung
hinaus, daß die Produkte am Orte der Grzeugung ſelbſt
ſchärfererfaßt werden müßten.

An dieſem „Syſtem“, das wir als das Syſtem Waldow be-
zeichneten und das man auch als das Syſtem der Geſetzlichkeit
mit Hintertüren bezeichnen könnte, ſoll nun nach der Er
klärung des Regierunghvertreters nichts geändert werden, es ſoll
nicht einmal erlaubt ſein, ſeine Aenderung zu verlangen. Zuglei
werden die Ueberſchreiklingen der Höchſtpreiſe weiter geſtattet
bis zu einem gewiſſen Termin. Es läßt ſich ohne weiteres voraus
ſehen, daß es bei dieſem Termin nicht verbleiben, ſondern daß man
ihn immer wieder verlängern wird, offen oder ſtillſchweigend, ſo
lange nicht das Syſtem ſelbſt aber richtig, davon ſoll ja gar
nicht geſprochen werden!

Die Frage muß geſtellt werden: Jſt's nun genug Wohin
ſind wir gekommen und wohin ſoll der Weg weiter gehen Ver-
ordnungen mit Geſetzeskraft werden erlaſſen, aber denen, die ſie an

ehen, wird blinzelnd zu verſtehen gegeben, daß ſie ſich an ſie nicht zu
alten brauchen. Eine Denkſchrift wird verfaßt, die dieſe ungeheuer

lichen Zuſtände wie uns geſagt wird, in immer noch zu milder
Form kritiſiert, ihre Veröffentlichung wird mit allen Mitteln der
Einſchüchterung zu verhindern geſucht. Da ſie dann doch im Vor
wärts erſcheint, ſetzt man mit großem Geräuſch den Staatsan-
walt in Bewegung und verkündet, keiner ſolle geſchont werden,
auch dem Königlichen Polizeipräſidium ſolle in fürchterlicher Weiſe
klar werden, daß alle vor dem Geſetz gleich ſeien.

NRittlerweile wird ein geheimes Konzil abgehalten, auf dem
verſichert wird, „Kinder, es iſt nicht halb ſo ſchlimm, ihr dürft ſchon
die Höchſtpreiſe überſchreiten, allerdings nur bis zu einem gewiſſen
Termin. Was dann wird, das wird ſich ſchon zeigen.“ Wer zweifelt
daran, daß es dann eben auch noch ſo ſein wird!

Wir haben ſchon wiederholt erklärt, daß es uns auf die Ver
folgung der Magiſtrate und Behörden, die zur Verſorgung ihrer
Einwohner und Angeſtellten mit Lebensmitteln zu Höchſtpreisilber
ſchreitungen geradezu gezwungen worden ſind, am allerwenigſten
ankommt. Verfolgt aber ſollen die werden, die nicht wie die Magi
ſtrate und Behörden aus einer Notlage heraus handelten, ſondern
deren Eigenſucht dieſe Notlage herbeigeführt und in ſcham
loſer Weiſe ausgenutzt hat. Auf der ſchon ziemlich langen Kon-
ſkriptionsliſte, die zur Schou geſtellt worden iſt, haben wir bisher
keinen einzigen von denen gefunden, die ſich an der Not des Volkes
bereicherten und deren ſchimpfliche Geſinnung weit mehr an
den Pranger geſtellt zu werden verdient, ols die aus den Um
ſtänden entſchuldbare Weitherzigkeit des Neuköllner Magiſtrats oder
des Berliner Polizeipräſidiums Keinen einzigen!

nde dahin zufammen,

S

der Abtrennungen von allen ſtaatlichen Verbindungen, Ver

Große Gilde, die Vertreter der Lanſowie 70 Rigaer Vereine u loſſen.
Schließlich haben ber 1917 auch die Vertreter

Ritter der län ſchen und kirchlichen Gemeind
auf Oeſel, Dagse uſich von ihgen biehetigen

Auch

Alle d keinee der Rech gie des3 keine r keiP und in tſhem Be
n es eigenen

d mangels geeigneter
Lage.

Etaatsſekretür v. Kühlmann:
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W endlich, es durhaus gight unſere Abſicht
dert Wagen er Wenn diee h e e ne Feter Voriag gar D. n e ſten

uns das M Worbehalten, im Laufe
gudlungen un deklaration als ſolcher

et Wwee ber Gede ſperre eine Khnllge Deherd lung der An

ine auſ a wollen ß
Staatsſekretär v. Kühlmaun:

kann nicht annehmen. Vorvent W n. u n gen lder 237 Sei von der ehe keine ſragt

unerwünſcht fein. d n meiner vhalen, 14 ger irgendwelder S bare a
der ſage eine erneute Beratung der Bundesgenoſſen

Die Sitzung wurde hierauf aufgehoben.d beitragen wird, die Ausſichtenſh. in beſonders roſigem
Jch perſönlich bin der Anſicht,

höflicher Ausdruck, wenn man vedenkt, daß es ſich Rer um die
öffentliche Vorſpiegelung einer Geſegzlichkeit
handelt, die nach Wiſſen und Willen derer, die zu khrer Ueber-
wachung berufen ſind, gar nicht mehr exiſtiert,

Wenn der Reichstag demnächſt wieder zuſammentritt, mag
er ſehen, ob aus den Trümmern unſerer Ernähru itik über
haupt noch ein feſter Bau gefügt werden kann. Ohne upackende
rückſichtzloſe Gnergie geht es aber ganz gewiß nicht mehr!

Ech o folgenden

ch der feindfichen Kriegariele vicht das Geringkte beträgt. ſondern eher das

Aus alledem die Bevölkerung ſchließen, daß ein ernſter
Wille, zu beſſern, überhaupt ncht vorhanden iſt. n

bietet dem Volk, das Brot will, Spiele das iſt noch ein ſehr

Die „neue“ Situation.
Dem Zentralorgan widmet das Hamburger

el:
Die Leipziger Volkszeitung hat es als ihr r

ihre Pflicht empfunden, der deutſchen Sozialdemokratie den zu
weiſen, den ſie nach dem ren pon BreſtLitowſk zu gehen
habe. Nach der maßgeblichen Meinung des unab gen Or der
Leipziger Arbeiterſchaft ſollte die Partei den bürgerlichen en des
Reichstages drei Bedingungen vorlegen Darin ſollte verlangt werden:
1. Gemeinſamer Proteſt gegen die Vorenthaltung Tatlachen,
2. Forderung der ſofortigen Einberufung des Reichetages, 3. Eine ge
meinſame Erklärung zugunſten einer abſolut unbeeinflußten Abſtim
mung der Bevölkerung in den beſetzten Gebieten über ihr zukünftiges
ſtaatliches Schickſal.

Falls dieſe drei Bedingungen nicht erfüllt würden, ſollte die Partei
den Bruch mit ihrer bisherigen Kriegspolitik vollziehen, und zwar ſo
t. Loslöſung von den Börgerllchen; 2, Abſage an die Regierung und
was weiter noſwendig daraus fo

Die ſozialdemokratiſche hat unterdeſſen, bevor
noch dieſer Leipziger Wegweiſer in ihren Geſichtskreis trat, den Schritt
getan, den ihr das Intereſſe des deutichen Polkes gebet. Sie hat ſich
durch ihre am Sonntag beſchloſſene Erklärung der Kritie oſſen,
die Scheidemann tags zuvor an der Verſchkeierung der fiſchen
Streitpunkte geübt hat; ſie hat gefordert, daß den Völkern in den um
ſtrittenen Gebieten eine freie, vollkommen unabhängige Willengerklärung
über ihre künftige Staotszugehörigkek gorantiert wird, und ſie hat
ſchließlich gegen jeden Mikbrauch des Selbſtheſtimmungserechtes zum
Zwecke verichleierter Annexionen entſchloſſenen Widerſtand angekündigt.

Den Leipziger Unentwegten genüet das natürlich nicht, obwohl die
von ihrem Organ vorageſchlagenen „Bedingungen“ im Grunde nichts
anderes beſagten. Unſere Reichstagsfraktion hat es allerdings ver
mieden, ein förwſiches Ultimotum. wie die Leipziger es wünſchten, an
die Reichstagsmehrheit und die Regierung zu richten. In der durch
aus bearöndeten NAuffaſſung, daß damit nur die regktions- und an
nerionslüſternen Strömungen im Bürgertum und in der Regierung
geßärkt worden wären. Doch von ſolchen Erwägungen der gegen
wärtigen Lose laſſen ſich ja die Unabhängigen „grundſätzlich“ nicht
leiter. Sie hondeln unverzoot nach der Meisheit jenes geſcheiten Jun
gen, der da ſagte: Das geſchieht meinem Vater ganz recht, wenn ich die
Hände erfriere, warnm kauft er mir keine Handſchuhe! Genau ſo
araumentieren ſie: Es gelchieht Deutſchland ganz recht, wenn es von
dem engſiſchawerikanlſchen Amperiglismus in die Rfanne gehauen wird,
warum hat es ſich nicht von der Weltpolitik ferngehalten.

Wir wollen einmal ganz davan abſehen, daß es gar nicht in der
Macht der organiſierten Arbeiterkloſe gelegen hat, die Kuſpißung der
internotionelen Konflikte bis zum Weltkrieg zu verhindern. Wie wol
lon auch dovon abſehen, daß die Leipziger Volkegeitung außer ihren
alten Lodenhütern: Loslöſung von den Pürserlichen und Abſage an
die Regierung, nichts weiter ouszubieten hat, als den dlouen Dunſt der
Medengart: was notwendig daraus folgt. Meint ſie damit nur die
vhlehnung der weiteren Kriegskredite, ſo bot ſa bieſe von den Unab
hänoigen bisher ſchon geühte „renolutionäre“ Taktik hinlänglich bewie
ſen, daß e zur Abkürzung des Krieges oder guch nur zur Aenderung

Aegenteiſ hewirft. Es müßte bonn ſchon hinter den drohenden Worten
etwos woßr focfen, aſs nur dekes parſomentariſche Heſhenſtiick. Alſo
zum Beifniel die oemeineme Aktion mit den Arbeiterklaſfen der feind
ſiAen Känder Eine Aktion, die von den Regierungen allſeitigen
Nerzicht of geweſtiome Erorberungen und wirt'ſchaftſiche Vergewol
tiqung anderer Sigten, ſowſe die ſofortige Bereitſchaft zum Glntrit
in allgemeine Friedengverhbar dungen fordert. Uns dünft, die dent
fehe Sorſofhemofrofie bot biaher noch nickis verſönmt oder unter
ſoſſen, was eine ſolke Aktion berheifſihren fünnte. Mir hoben unſere
Vertreter woch Stockholm oehen faſſen nd r ſind Wete bereit gewefen
uns wit franzöſiſchen und erglikechen Sozialiſten wieder an einen Wiſch
m ſehen, pn einen Meg ovafindig u machen, der an eliver ſchiedlich
tried fie Häbeng der vngebenren Rroſbſfeme, die Moſer Krieg aufge
worfen bot, führen unte. Wer ober nicht nach Stockkalm gefawmen
und ich gneh fonſt barmäckig geweigert hat, mit deutſchen Sozialifen,
de nicht ertſchloſen waren. ihr Noterland au verraten, zuſammerzu
fomm en. dos weiß man in Keinzig ſo gut wie andersmwa. Mir waffen
ung doch och keiner Fänſſchunag darößer binaeben. daß die Enfvte
ſorigſien, die in ſebter Koit woßſ bereit geweſen wären on einer Kon
forang der Arbiierverfrefer oſſer krleaführenden KKuhor teiſzunehwoen,
dieſe Koſononßeit pur henßvben wolſſten. um Deutchlond ver gen
Umſtänden ins Prreckt zu oben poud ihm vieht nur die Schuſd am
Srjeso. ſondern guch de Seroke dar enfndärden. Wenn e an der
wahrung dijol-r ſoriofnotriofithen Ankt von ren Regierungen Ko
tindert warden ſind. ſo da wer deshefh. well Meate Benierungen- ſof Suzeränität
n zu Foher Wohl dir hatten, daß ſie bei der Zuſammenkunft ihr
Dame erleſen würden.

Mag offo folhe der Arych wif ſhrer hie herigen Hriegs volle in
Nota Nee der benfſchen Sozſedemeergtſe, dem deutſchen Vaffo
nnd der Feiedenshewgung nüßen? Hot ſich die Friegslage ſo ſunda-
mere versnhert, do mir u m dem Seandeunkt der „unebhängigen“
Sogieſde mor hefebren nßten? Kotte dieſe nicht vielmehr allen
Grund bei v ſofher Eifer zu hatte

Die Friedensverhandfungen in Rreſt-Nowſf gehen weiter. Mögen
ſie oerode ſetzt euch an einem äußerſt kritſſchen Vunkte ſtehen, mag die
Gefahr ihres Scheiterns nohe geröckt ſein, der Druck der Totlachen, der

Ein i te Lertſegung der Beratungen
deren revolutionäre deren demo

kratiſche Prinzipienfeſtigkeit doch ſicher keinen Vergleich mit dem Geiſte,
der in Leipzig herrſcht, zu ſcheuen braucht, es für unbedingt nötig erach-
ten um des Friedenswillen es für nötig erachten, mit den
Vertretern der Fuge Autokratie“ hendamit dieſe ſich ihren ſchen ſo weit als i r

au

3 2 24 tReichstagsabgeordneten

noch auf dem Stand v vom n vori deStandpunkt weſentl em ſozialdemokrati rak
n n h der der annexioniſtiſchen

agen liegt T die r Rvon dieſeme m er hen en er e den a in t
hängigen, in die Breſche zu

edens giit und den man in Verdacht hat, er könnte nur Ruß-

and glimpflich behandeln, ſondern gar eine mitEngland zuſtande bringen, ſeit ſeiner keit in Bre e 57
en im Gange, das lebhaft an die erinnert, durch di

Bethmann Hollweg zur Strecke gebracht wurde. Wieder werden dle
oberſten ger gegen den Kaiſer und ſeinen politi Ratgeber
ausgeſpielt, wi ſind die alldeutſchen eib und in

er Tätigkeit, um den Mann zu ſtürzen, der einen ohne
roberungen herbeizuſühren „droht“. Wenn es gelänge, ihm das Ver

trauen der Krone und der Volksvertretung zu entzie dann würde
freilich ſein Nachfolger entweder nur dasſelbe Fiasko erleiden, wie es

beſchieden war, oder er würde die gleichen Bahnen wandeln
mü gerade ſo wie Graf Hertling, der doch nur denſelben Kurs
ſteuern kann wie Bethmann Hollweg. Es würde nur Zeit verloren für
den Frieden, aber Zeit gewonnen für den Krieg; und darauf kommt
re ation de h ler an ger i i wie ſie ſcheint
hat die deutſche

aldemokratie Zu keinen Grund, mit ihrer
durchaus bewährten k zu Die Erfahrungen des letzten
Sommers wen W 57 feſter und daaufzutreten, angezettelte innere enn h Mächten Anlaß zu neuen Hoffnungen wird,
Die Verwirrung im feindlichen Lager war nie größer als Tagen,
wo Deutſchlands Volk und Regierung in dem Streben nach

mit den ſchienen. ſt W iſt, wie ſeine
neueſte ſchaft an den Kongreß der erkennen
läßt, geworden, ob er gegen deu Regi die imNamen Mehrheit des Volkes n Vuehen St Meßehei des

ruſſiſchen Volkes ſchließt, noch den bis ans Ende n kann.
Das gibt einen Fingerzeig, wie der e der feindlichen Mächte
auch ohne Opfer an Gut vnd Blut zu brechen iſt.

Caillaux verhaftet.
14. Janugr. Eaillaux iſt heutr en z Bee H. Fr. 2 ten

Wie Havas berichtet, erſcheinen alle Abendblätter mit großen
Ueberſchriften: Die Verhaftung des Freun verratsverbrechen oder Ein Theeterſtteis Blätter ten von
der Du ng eines Schließfaches, das Caillaux in Florenz
unter dem Namen Renouard in dem Finanzinſtitut der Banea

den d abe. gr. 773 inieſem z undendere tu rei Blatt Es tein e Sie ände d etung und tigkeit nicht ttete, Caill länar ſeien un a laſſen geſa er es
Die Friedensbedingungen der Türkei.

Die Frankfurter Zeitung berichtet aus Bern: Der hieſige türC. S Suad e karte einem Mitarbeiter e Bund
die Stellung der Türkei zur Friedensfrage u. a, fol

Auch die Türkei iſt gerne bereit, das am Friedens
werk mitzuwirken. Wir fordern. 1, In des geſamten osma
niſchen Gebietes, auch verkappte unter dem Namen von Autonomie oder

verborgene Abtrennungen werden wir nicht zugeben. 2.
Die Anerkennung unſeres von den uns verbündeten Staaten angenom-
menen Rechts, auch im Innern unſer eigner Herrſcher zu ſein, politiſch
wie wirtſchaftlich. Mit dieſen Bedingungen ſtehen und fallen wir.
Daß wir natlül freiwillig alles auſbieten werden, ohne Zwang von
außen das Los aller Nationalltäten in jeder Weiſe dem Fortſchritt an
zupaſſen, eine andre Sache. Wir verſchließen uns keiner Forde

r een en ſein en s rnu Die vollſte Integrität

von beiden Seiten dozu geführt begonnenfort. au Lumſger wie auf a G ſo Wenn aber Leute wie z

edens. Wir Se r daß unſre Verbündeten nach den ungeheuren die

für daben,daß die Integrität der Türkei nicht angetaſtet werde.

n e



Der Spionage verdächtigag
Verlin, 14. Ja i urga htet,11. Dezember i ter n in er 7

en ft Der Kampf, Karln r jalth teeunbe v den et ländiſchen Grenzfluh (Wurmſ) über
ſchritte

Minſter iſt dringend ver mit dem ichtendienſt, insbeſondere dem Bureau Tinsley in a in n
dung zu ſtehen und für dieſen durch Rittelsperſenen in Den

m i er und wirtſchaftliche Spionagezu haben. Er hat bereits z durch eine Vertrau rſon
einen Brief an den Burea
Rohe i fatt Büfeeeeo n, die für e bittet. Alſeine Helfershelfer kamen 9 Seen
lands und in Berlin in Betracht. Von dieſen konnten nach
Zeit 5 wieder aus der Haft entlaſſen werden,

Von der feindlichen Preſſe iſt in den lehten die W
mehrere hundert

en ſogialdemokratiſchen Partei ver
verbreitet worden, in Deutſchlandbe r u 5 ß bhängl

e rden. enbax e eben ldert desnfter und ſeiner t auf die Weiſe r z
aus leicht erkennbaren Gründen b8wilig aufgebauſcht
worden.

Die Arbeitsloſigkeit in Dänemark.
r 14. 2 itan-Buregu.r m Handelsmint Feilaeer den d

un rkaſſen

einer geskunft über unſere Vorräte an

a des ganzen Landes ſtattgefund Kn man 33 e die E 37von t onen ha w
n

verſchisdenen Gemeinden veegebe ramt dieſe ö
t nArbeiten anfangen, herrſchende meler

leichtern. Ungefähr 49800 Arbeiter ſind ſchon arbeitslos. b

Der Krieg im Weſten.
ſtellenweiſe lebhafter Artillerietätigkeit und r Flugvetrict trotz des ten Wage elt de r

a c den e ine der r183. Januar an. So wurden an der Bahn Boeſi Snördlich wir ſowie nördlich er ver g r nſin:
er

diger, feindlicher ſtarker Keuervorbereitung, feindliche ErkundungsS v in der58 u in ctontten ns ig't. tr
ille Armen 9 länder ſeideres

Exäben, brachten nördli La Vacauerie einen R

An dargen bei Villers-Gulslalg trotz ſeftigerenger kung et ir z d nud vDer Krieg zur See.
„Serlig, 14. Januar. (Amtlich). Eines unſerer Unterſeeboote

vorſenkte unter eidiger nung des Oberleutnants Si letzthin in Vern aiunf Dampfer und s ehr-
Zeuge mit rund 21 000 Bruttotonnen, eine Leiſtung, die umſoansrkennenswerter iſt, als die Erfolge von einen b. bä
und in einem et erzielt wurden, in dem die feindliche
Gegenwirkung beſonders ſtark t Alle Hampfer, mit Ausnahme
eines, waren und tief beladen. konnten namentlich
fe werden engliſche bewaffnete Dampfer „Golanthe“,

onnen, ſowie der bewaffnete engliche Tankdampfer „Ker
4839 Tonnen, der in

ae“,
ickt durchgeführtem Angriſtark geſicherten Tankdamp chgeführtem Angriff aus einem

Die verſenkten
ergeleitzug herausgeſchoſſen wurde.

Fiſcherdampfer waren aßlitanr ationalität und
führten die Namen „Gratitude B. M. 25*, „Varunga B. M. und
„B. M. 201“, Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Amſterdam, 15. Januar. Sieg Blätter melden, daß an der
ichen von engliſchenKüſte von Walcheron verſchiedene atroſenFsr rn r W ne 2 n mit i

von drei en en Torpeeinigen Wochen in Verbinvung vesozagetg vor

Die Ausſchußberatung der
Wahlrechtsvorlage.

Berlin. 14, Januar 1918.
m der Montaggsſitzung erklärte ein Freikonſervativer, das

Scheigen der Minſſter könnte zu der Vermutung Anlaß geben, die
Staatsregierung wolle die deutſchen Intereſſen in der Oſtmark preis

ben. Das gleiche Wahlrecht im Staate bedinge das gleiche Wahlrecht
der Gemeinde. Er fordert Klarheit darüber. Die Herrenhausvor-

lage müſſe zuerſt beraten werden; denn einige Freikonſervative, aller
dings ganz wenige, ſeien nicht adgeneigt, dem gleichen Wahlrecht zuzu
ſtimmen, wenn das Herrenhaus eine Zuſammenſetzung erhalte, die
einen Ausgleich dagegen darſtelle. Am zweckm e ein Plural
wahlrecht nach ſ uſter. Befriedigt iſt Redner durch die
Erklärung, die der Miniſter des Innern über den ſozialdemokratiſchen

Bund der nehmer und Kri benMiniſter des Innern Dr, Drews rholt, daß die Einführung
Wahlrechts im Staate nicht auch das gleiche Wo in

der bedinge, die zum Unterſchied vom Staat auf ung
und Gegenkleiſtung i erdings b eine Aenderung not

Ein Nationalliberaler bebauert, daß die jerung aber-
mals keine Auskunft über die Geſtaltung der Verhältniſſe im Oſten
Deutſchlands nach Einführung des gegen echts gegeben hat.
de W d W a en die 5777 ten Beden W hervor

e noch durch das Beſtehen eines ſelbſtä nigreichs en ver
größert werden. Es handle ſich um die Gefahr, daß Pofen, Weſt-
preußen und Oberſchleſien dem Deutſchtum verloren gehen. Wenn nach
Dr. Friedberg durch die Ablehnung des gleichen pechts der Sieges
wille gelähmt würde, ſo wäre das das den rfſte Urteil
über die Anſicht der Regierung von der politiſchen Reiſe des Volkes.
Mit der Einbringung der Vorlage hätte die Regierung überhaupt beſſer
bis zum Ende des Krieges gewartet. Die Herrenhausvorlage müſſe
ſchon deshalb zuerſt beraten werden, weil die Frage der Einführung
eines ſtändiſchen Wahlrechts in Preußen zu prüfen ſei.

Vizepräſident des Staatsminiſteriums Dr. Friedberg erwidert
dem Vorredner, daß er letzthin geſagt habe, das Scheitern der Vorlage
würde in den Volkskreiſen, die die d am meiſten wünſchen und
das Hauptintereſſe an ihr haben, eine große Enttäuſchung erzeugen, die
dazu beitragen könnte, den eswillen in dieſen ſen abzuſchwöchen.
Das hält Dr. Friedberg aufrecht. Eine ſo unfreundliche Kritik habe er
von einem politiſchen Freunde nicht erwartet. Die gewiß nicht erfreu-
lichen Folgen des gleichen Wahlrechtes im Oſten würden auch durch ein
Pluralwahlrecht nicht vermieden werden. Jm l zum r
redner betont Dr. Friedberg, daß er als Abgordneter in Uebereinſtim
mung mit den Konſervativen und den Nationalliberalen immer den
Standpunkt vertreten habe: Alles zum Schutz des Deufſchtums, aber
Unterlaſſung alles deſſen, was als Kampfmittel gegen die Polen auf
gefaßt werden kann. Nach dem königlichen Erlaß war die Vorlage ſo

des

zeitig einzubringen, daß die Wahlen bereits nach dem neuen Geſetz er
un könnten. Wann hätte die Regierung alſo die Vorlage einbringen
ollen?

Ein Konſervativer zitlert das Wort Treitſchkes, daß es das
Zeichen des Bankerotts einer Regierung ſei, wenn ſie die Feinde zu ge
winnen und die Freunde vor den Kopf zu ſtoßen ſuche. Die Regierung
ſei im Begriff, den Bogen zu überſpannen, ſie ſieht nur immer auf die
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Die Lage iſt unverändert.
Der Erſte SGeneralquartiermeiſer: Ludendorff.

DannLinke. Vergleiche mit dem Ausland ſelen hinfällig; denn dort habe
men nicht eine ſo ſtarke Sozialdemokratie, außerdem ſei ſie dort nationgl

und Die e Preußens wa d Demoerung der übrigen en ziehen. eichsteget ein Klaſſenparſement. So ſeien z. V. u großen Hanſaſtädte nur

Arbeiter vertreten. Man müſſe die Herrenhausvorlage zuerſt be
raten.

Ein Volksparteiler wendet ſich entſchieden gegen ein Be
rufswahlrecht. Wie könnten die Konſervativen behaupten, die Kriegs
teilnehmer politiſch nicht reifer dend Die Vorwegnahme der
Herrenhausvorlage und die Verbindudg aller drei Geſetze durch ein
Mantelgeetz würde einen Sturm erwecken. Das Mißtrauen werde ſich
dann auch gegen die Regierung richten, die ſich für eine ſchleunigere Er
lediine der Reform ins Se legen müßte.

Ein Konſervativer erklärte, es be jetzt ums Ganze. Ein
demokratiſches Abgeordnetenhaus würde auch mit dem Gemeinde
wahlrecht kurzen ſegte machen und dann finis Boruſſiage!
Dieſe wandelbare ierung, die noch 1908 die Uebertroguns des
Reichstagswahlrechts auf Preußen für unannehmbar erklärte,
werde keinen Widerſtand leiſten. Nicht aus ihrer Ueberzeugung
wolle ſie das gleiche Wahkrecht, ſondern unter dem Drucke der
Raffen. Daran gegen ch die Konſervativen nicht. Die demo
kratiſche Preſſe habe künſtlich das Volk aufgeregt. Wie ſtelle ſich
die Regierung die Verhältniſſe in der Oſtmark vor?

Miniſter des Jnnern Dr. Drews beantwortet einige Fragendes Vorredners. Die Einführung ſtändiger Wahlliſten wurde er
wogen, aber wegen der Belaſtung der Gemeinden fallen gelaſſen.
Es laſſe ſich darüber reden, ob vorbeſtraften Perſonen das Wahl-
recht entzogen werden ſoll, und ob wegen grober Verſtöße gegen
die Ordnung Abgeordnete auf längere Zeit von den Sitzungen
ausgeſchloſſen tverden können. Das Proportionalwahlrecht ſei un
annehmbar. Die Regierung ſei im Gegenſatz zu den Konſervativen
überzeugt, daß der Drang nach dem gleichen Wahlrecht im Volke ſo
ſtark iſt, daß deſſen Perſagung unſer Staatsleben ſchwer gefährden
müſſe. Jn der Oſtmark wolle die Regierung das Deutſchtum in
jeder Weiſe ſchützen, aber die Repreſſivmaßnahmen gegenüber den
Polen erheblich einſchränken. Ein Nationalliberaler fordert Be
gren a der Mitgliederzahl des Herrenhauſes, damit nicht durchPeerſch auch noch ein radikales Herrenhaus geſchaffen werde.

Die Vorwegnahme der Herrenhausvorlage ſei keine Verſchleppung.
Ein Zentrumsredner wünſcht, daß die Zuſammengehörigkeit

der drei twürfe durch ein Mantelgeſetz oder eine andere Be-
ſtimmung zum Ausdruck komme, wonach alle drei Geſetze nur gleich
gen in Kraft treten können. Das Zentrum ſtimme für den

ntelgeſetzantrag. Welche Vorlage man zuerſt berate, ſei gleich
gültig. Jn der Zentrumspartei befürchte man, daß das gleicheWahlrecht die konfeſſionelle Volksſchule gefährde.

m noch ein nationalliberalen Redner ſich für, eine
Polenpolitik im Sinne der Ausführungen des Miniſters Drewse gerechen und Dr. Friedberg ſich auf den gleichen Stand-

punkt geſtellt hatte, wurde die Weiterberatung auf Donners
tag 2 Uhr nachmittags vertagt.

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Die Rede des Reichskanzlers aufgeſchoben.
Nach v aus dem Reichstage ſollte der Reichs

kanzler Mitte dieſer Woche das Wort nehmen, um ſich zur
politiſchen Lage zu äußern. Wie wir vernehmen, iſt dieſe Rede
um mehrere Tage aufgeſchoben worden.

Die Rieſenaufgaben der Gemeindten.
Die Stadt Köln hat von Beginn des Krieges an bis Ende De-

zember 1917 483 Millionen Mark auf dem Gebiete der Lebensmittel
verſorgung umgeſetzt. 4545 Perſonen ſind in den in Frage kommen
den ſtädtiſchen Betrieben beſchäftigt; die Zahl der geſchäftlichen Ab-
nehmer beträgt 11 500. Für Familienunterfſtützungen und Wochen-
hilfe wurden ſeit Beginn des Krieges zu Laſten des Reichs und der
Stadt bisher 104 Millionen Mark ausgegeben.

In ſeinem Jahresrückblick in der jüngſten Stadtverordnetenver
ammlung beklagte der Oberbürgermeiſter Adenauer lebhaft das

erſagen der Regierungsbehörden in der Lebens-
mittelverſorgung. Man habe es nicht für unnötig gehalten, eine
wirkliche Anbauregelung durchzuführen; die Folgen zeigten
ſich jetzt. Sei doch die Kartoffelanbaufläche des Jahres 1917 um
28 Prozent hinter der von 1916 zurückgeblieben. Wir gingen mit
ſchwerſten Sorgen in das kommende Frühjahr hin-
e in. Man belaſte die Städte mit den ſchwierigſten Aufgaben, mache
aber die Verwaltungen ſelbſt ganz unfrei. Hoffentlich bringe die Zu
kunft einen gründlichen Wandel, damit die Städte in ihren Selbſt
verwaltungsorganen endlich die berechtigte Freiheit des Handelns be-
kämen.

Mißſtände in der Lederbewirtſchaftung.
Jn der bayriſchen Abgeordnetenkammer wurden

ſchwere Anklagen gegen die Kriegsleder- Aktiengeſellſchaft in
Berlin erhoben und gefordert, daß eine Sondenbewirtſchaftung
Baherns ſtattfinden ſolle. Es wurde betont, daß ſtatt des Aus
baues der Lederorganiſatſonen auch in der Lederbewirtſchaftung
wieder zentraliſiert wurde, ohne daß Kaufleute an die Spitze des
Unternehmen geſtellt worden wären. Daneben ſei eine ungeheure
Schädigung des knappen Materials durch die jetzige Art und Weiſe

So wurde ein Gerbſtoff Neradol
das Leder ſo

Auch heute
Mittel 10 Prozent den andern Gerbſtoffen

der Verarbeitung feſtzuſtellen,
verwendet, deſſen amtlich begutachtete Anwendun
brüchig mache, es unter den Fingern zerriſſe.noch warden von die

beigemiſcht. Mit dent Lederbereitung notwendigen Fetten werde
ein unerhörter Wucher betrieben. Die Gerbereien bezögen
das PDel durch die Abteilung der Kriegsleder-Aktien- Geſellſchaft
für Hele und Fette und müßten für das Pfund Fett, das im Ein-
kauf nur eine Mark koſte, acht bis neun Mark bezahlen. Eine unge
ſchickte Preispolitik habe dazu geführt, daß trotz üb erreichen
Anfalles von Gerberrinde viele Gerbereien ſich überhaupt

nicht eindecken Hunnten. Dabei r 191t5 wieder ein Gexpkutge e befürchten. r man in der Hriegeleree
h chaft allen fachkundigen Vorſchlägen gegenüber un

Die deu und die bayriſche Lederinduſtrie legten vor alleWert darauf, Einblick in die e e der Geſelſcheft
men und vor allem Aufklärung über die Verwendung des

n re Eicherheitsfonds zu erhalten. Jnolge dieſer de gegen die Forderungen per antſa ur
eſſenten dahin, r die Vorräte der Heeresverwaltung auf das

otwendigſte be nkt und die bayriſchen Häute den bayriſchen
Serbereien überlaſſen werden. Es wird ferner erlangt, daß, wenn
die Sonderbewirtſchaftung für Bayern nicht möglich ſein ſollte,
wenigſtens eine 57 Abteilung für Bahern geſchaffen
wird, und r mit dem Hauptſitz in der Stadt Pirmaſens in
der Rheinpfalz. 3

Obſtruktion im Meininger Landtage.
Im Meininger Landtag wurde am Freitag auf ſozialdemokra-

tiſchen Antrag Antwort des Herzogs, der bekannt ich das Er

r des a 7 e e freiwillig zueuern, einer rechung unterzogen. Die ſozial-demokratiſche 7 mißbilligt in einer érliarang die er
des Herzogs ſehr entſchieden. Es wird erklärt, alle geſetzlichen Mittel
anguwenden, um eine Reviſion des Domänengeſehes durchzuſetzen.
z Vertrag von 1871 war dem Herzoglichen Hauſe die Hälfte der

neneinkünfte zugeſtanden. Damals berechnete man ſeine
hrlich 120 000 M. Sie immer mehr und

r vor dem Kriege ſchon ſtets über 800 M. Jn dem Jahre
1915/16 wuchs ſie infolge der Kriegswucherpreiſe auf über 1 800 000
im Jahre an. Im letzten Jahre wird die Summe ſich aller Voraus-
ſicht nach auf über 2 Millionen Mark erhöhen. Tro em willigt derrzog in keine Beſteuerung. Der Staatsminiſter beſtand ouf dem

rzoglichen Schein von 1871. Dieſes Vorgehen rief ſelbſt die Libe
ralen auf den Plan. Zwei Abgeordnete wandten ſich ſcharf dagegen,
daß man jetzt, wo das ganze Volk Opfer bringe, ſich auf Privilegien
berufe. Die Verhandlung endete mit der folgenden
rer Antrages an den Finanzausſchuß: „Die Ueber

ſſe der Domäneneinnahmen während des Krieges, ſoweit ſie die
durchſchnittlichen Ueberſchüſſe der letzten drei Friedensjahre über
ſteigen, ſind dem Kri tſtandsfonds zu überweiſen. Der Landtag
erſucht den Herzog, dieſer Verwendung zuzuſtimmen.“

Bei dem Antrag der Regierung, der Kirche für alle Zeiten
einen jährlichen Beitrag von 288 000 M. zu ſichern, kam es zur Ob-
ſtruktion. Für eine ſolche „Trennung der Kirche vom Staat“, die
nur die W Laſten dem Staate aufwälzt, hatten unſere Ge
noſſen kein Verſtändnis; ſie bekämpften den Entwurf mit allen
Mitteln. Als bei der Abſtimmung die bürgerliche Majorität das
Geſetz ſchlucken wollte, machten unſere Genoſſen den Landtag be

lußunfähig. Nächſte Sitzung geſtern Montag mit der gleichen
agesordnung.

Einnahme auf

d

Berbot einer KriegsbeſchädigtenBerſammlung.
Jn dem lrechtsaus des preußiſchen Abgeordnetenhauſes war von d bemängelt er der

Bund für Kriegsbeſchädigte ſich in einer Verſammlung mit der
r eg at beſſ rig können. Vielleicht iſt es eine
Folge dieſes Vorſtoßes, daß die für Sonntag vormittag einbe-
rufene Kriegsbeſ nrit der das Thema: „DasWahlrecht und die Kriegsbeſchädigten“ zur Erörterung
a gylte in letzter Stunde von der Polizei verboten
wor

Bei der Landtagswahl im Kreiſe KoblenzeSt. Goar entſielen
Pra abgegebenen 417 Stimmen auf Verbandsdirektor Dr.
nen er e en (Zentrum). Ein Gegenkandidat war nicht auf

e

z Erſagwahl in Riederbarnim. Kandidaten aufzuſtellen
beabſtchtigen auch die Fortſchrittler und Konſervativen. Beide
haben kreiseingeſeſſene Kandidaten in Ausficht, die Fortfſchrittlereinen Staatsarbeiter, die Konſervativen einen Ober rgermeiſter.

Aus aller Welt.
Opfer des Seeſturmes. Genf, 12. Januar. Unter den

Opfern des Seeſturmes im Mittelmeer befinden ſich die
italieniſchen Segelſchiffe Bonag Meag und Per Mio Padre.
daß ikago im Schneeſturm, Aus Neuwvork wird gemeldet,

hikago von jeder Eiſenbahnverbindung infolge einesfurchtbaren Schnee

erlebt hat, abgeſchnitten i
ehe man ihn bisher noch nicht

iſt ſtillgelegt. Es iſt keine Milch zu
Der geſamte Handelsverkehr

bekommen. Kohlen
züge waren infolge der heftigen Kälte nicht imſtande
zu fahren.

Ein engliſches Kriegsſchiff auf Felſen geraten Die eng
liſche Admiralität teilt mit: Der Torpedojäger Racoon
lief an der Nordküſte von Jrland am 9. Januar während
eines Schneeſturmes auf die Felſen auf und ging mit
der ganzen Beſatzung verloren. 22 Leichenwurden auſgeßſcht.

Feubenunglück. Jn einem Schacht in Halmerendin Rord Straſſordſhire ereignete ſich Sonnabend eine ſchweres

Exploſion. Zur Zeit der Exploſion waren 247 Mann
im Schacht. Bisher ſind nur ungeſahg 60 an die Ober
fläche gekommen. Man glaubt, daß die Zahl der Toten
groß iſt.

Letzte Nachrichten.

Bertig, 14. Januar. Bei der geſtrigen Stadtverordnetenerfatz-
wahl im 11. Kommunalwahkbezirk erhielt der Kandidat der ſozial
demokratiſchen Partei, Rathmann, 1018 Stimmen, der Kandidat der
Unabhängigen, Barenthin, 1862 Stimmen. Letzterer iſt ſomit ge-
wählt. Die alte ſozialdemokratiſche Parkei, deren Geſchloſſenheit
im Reich durch die Unabhängigenbewegung nur ſtellenweiſe geſtört
iſt, hat geſtern gezeigt, daß ſie auch in Berlin eine Macht ge-
blieben iſt.

Verlin, 14. Januar. Jm Wahlkreiſe Viederbarnim wurde
geſtern Genoſſe Wiſſell als Kandidat der alten ſozialdemokratiſchen
Partei proklamierl. Jn einer ebenfalls geftern abgehaltenen Ver
ſammlung der Unabhängigen wurde nach bürgerlichen Meldungen
der Schriftfteller Dr. Broeitſcheid als Kandidat aufgeſtellt.

Berlin, 14. Januar. Ueber die geſtern erfolgten Berliner Be
ſprechungen meldet das Berliner Tageblatt: Die polniſche
Frage ſcheint eine neue Wendung genommen zu haben.
Man hat offenbar die auſtro-polniſche- Löſung aufgegeben.
Dabei ſcheinen nicht nur militäriſche, ſondern auch wirtſchaftliche
Gründe mitgeſprochen zu haben, militäriſche inſofern, als man
ſich in Litauen jene ſo viel erörterten „Sicherungen“ ſchaffen will,
wirtſchaft liche, indem man für eine Angliederung der indu-
ſtriell wertvollen Bezirke Polens an Preußen eintritt. Jn Be-
tracht kommen dabei die polniſchen Bezirke Bendzin, Czen-
ſtochau, Wielun und Olkuß. Eine Perſonalunion Polens
mit OeſterreichUngarn dürfte alſo nicht mehr ſo beſtimmt in Er
wägung gezogen werden. Dies dürfte auch auf die Wahl des
polniſchen Königs nicht ohne Einfluß bleiben.



e des Mügelner Oewerſſchaftsrartells.

W

e A uß an das Drezdner
S e ltung ſoll nun nach der' Preſſena en die rſon des vom Dresßdner tskartell a nenn tüberer Dresdner Arbeiterſekretaäre Weiß, den

i igen im Pirnaer Bezirk zu ihrem Führer erkoren
yaben, maßgebend geweſen ſein, und es wird behauptet, daß damit

der politiſche Streit in die Gewerkſchaften getragen werde. Tat-ſächlich hat die Haltung der betroffenen Genertſchaften weder mit

der Perſon des Weiß noch mit dem Parteiſtreit irgend etwas zu
tun, wie eine kurze Darlegung des Sachverhalts geigen wird.

Der Anſchluß an das Gewerkſchaftskartell Pirna wurde im
Mügelner. Kartell Ende vorigen Jahres mit 19 gegen 11 Stimmen
deſthloſſen, wobei feſtzu ſtellen iſt, daß ſich unter den 19 Befürworternz Anſchluſſes auch die Stimmen der (unabhängigen) Parteiver-

treter im Geewrkſchaftskartell befanden, obwohl dieſe n dem
Kärtellſtatut im Kartell zwar Sitz, aber kein Stimmrecht' habenſollen. Neben den 11 Kartellvertretern, die gegen den Anſchluß
ſtimmten, enthielt ſich noch eine Reihe von Delegierten dar Ab-
ſtimmung, unter ihnen geſchloſſen die gange Delegation des Mezall
Zbeiterverban 8. Hinter der Mehrheit von Delegierten, die für

Anſchluß erklärte, ſteht alſo nicht die Mehrheit, ſondern höcheng knapp ein Drittel der Gewerkſchaftsmitglieder im Gebiete des
disverigen Mügelner Gewerkſchaftskartells.

Tatſächlich haben nun verſchiedene Gewerkſchaften, und zwar
bis jetzt die der Metallarbeiter (auf Beſchluß einer Vertrauens-
männerſitzung), der Bauarbeiter, der Zimmever, der Hutarbe iter, der
Transportarbeiter und der Brauerei und Mühlenarbeiter, die ſämt-
lich ihren Mitgliedſchaftsſitz in Dresden haben, dem in der geſchilder-
ten Weiſe zuſtande gekommenen „Beſchluß“ nicht Rechnung gektragen,
ſondern vielmehr nach der Auflöſung des Mügelner Kartells An-
ſchluß an das Gewerkſchaftskartell Dresden geſucht, an das ſich auch

das ganze Mügelner Kartell bis in die jüngſte Zeit eng n
hat. So nahmen z. B. an den Vorſtandsſitzüungen und Verſamm-
lungen des Dresdner Kartells auch u Vertreter des Mügel-
ner teil. Dieſes enge Zuſammenwirken ergab W von. ſelbſt
aus dem Umſtande, daß beide Kartelle im glei rtſchaftsgebiet
wirkten und daß das große Dresdner Wirtſchaftsgebiet auch das
ganze Verbreitungs- und Betätigungsgebiet des bisherigen Gewerk
ſchafttskartells Mügeln in ſich ſchließt. Gerade dieſe Tatſache und
der weitere Umſtand, daß ſich das Pirnaer Kartell über ein vom
Niederſedliv- Zügeln Heidenauer Wirtſchäftsge-

Bekanntmachung.
err Staatsſekretär des Kriegsernährungsamts
migt (S 8 der Bundesratsverordnung vom

daß für Kohlrüben 2 M. (weiße) und
für Runkelrüben 2 M. und für Stoppel-

rüben (Waſſerrüben) ebenfalls 2 M. auch dann gezahltwerden dürfen, wenn es ſich um Ware handelt, die nicht

auf Grund von r zur Ablief ferung
kommt, Alle bisher etwa w. chnelligkeitsprämien
kommen hierdurch in Fortfall. Die Einmietungsgebührenvon wonatlich je 25 Pf. ſeit dem 1. Rovember 1917 an
kommen hinzu. Die dem Empfänger zu berechnende Er
faſſungsgebühr von 50 Pf. je Zentner bleibt beſtehen.

Vorſtehende Bekanntmachung wird hierdurch zur
Iffentlichen Kenntnis gebracht.

Halle, am 14. Januar 1918.

hat ehe
19. März 1917
2.50 M. (gelbe

Der Magiſtrat.
e heute eine Bekanntmachung Nr. A. 15330

mit ſeinem an das r Kartellchie haben nämlich nach
lner Kärtells den Uebertritt irnaer

ondern für ihre Mitglieder im et des
Gewerk

Alte Promenade ſſa
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bottes Aüdlen mähen langsam

Der ladende Bewinner.

Lustspiel in 2 Akten mit Knoppchen.

r h e mMnoelner Kar eigene
daß die in dieſem te woh

nenden oder itgliede den Dresdner Verwaltue

ngsgebiet alſo au de Groß Dresdener erz errrree Es gi wart der vie Halle, 16. Januar 1018.S ſetu rnicht an, die S im e Mügelner a reits e 16. Z. v4 Fraft Mit dem eislich außerha Groß ne Zahlſtellengybietes liegen e n neue Vor e Militär Saen-
en und witkenden Gewrtſchaſtorartel Pirna u h zultigen Guiſcheini rer c J den Arigt u er ſind 7 T Aen nkt außer Kraft t ſettMüge r werden mehrere Kartor i e e Tod. Jn einem Verka e e den wirt eher n ein Ti i nes cthen Unerhckein en
Verhältniſſen und damit der Zwedmä z en n m v ewurde in der u nAus der Partei.

Pernerſtorffers letzter Wille.
Die Wiener Arbeiterzeitung widmet dem verſtorbenen Führer

und Förderer der öſterreichiſchen Arbeiterbewegung, Engelbert Perner
ſtorfer, eine reichausgeſtattete Gedenknummer. Sie teilt darin aus
rrerktorſers Verfügung über ſeinen Nachlaß dieſen „Letzten Willen“

„Jch verfüge, daß bei meinem Leichenbegängnis keinerlei kirchlicher J
Ritus geübt werde. Es iſt mein Wunſch, daß bei dieſem Leichenbegäng-
nis keine ſentimentalen Totenlieder geſungen werden. Wird geſungen,
ſo ſollen nur folgende drei Lieder vorgetragen werden: 1. Stimmt an
das Lied der hohen Braut; 2. Auf Sozialiſten, ſchließt die Reihen;
3. Der Gott, der Eiſen wachſen ließ (mit Auslaſſung der franzöſiſchen
Hetzſtrophe).

Ich ſierbe im feſten Glauben an die Vervollkommnung der Menſch
heit und an den Sieg des Sozlalismus.

Dieſen meinen Letzten Willey habe ich eigenhändig geſchrieben und
unterſchrieben.

SulzStangau, 14. September 1912.
Engelbert Pernerſtorfer

Der Parteivorſtand der deutſchen Sozialdemokratie Oeſterveichs
trat Montags zu einer Sitzung zuſammen, in der Viktor Adler
dem toten Freunde einen ergreifenden Nachruf hielt. Die veichs-
deutſche Partei ſandte folgendes Telegramm: Wir trauern mit
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einen deren ds beklagt
Für den Parteivorſſand: Ebert,

reichiſche

den Verluſt

n Bahnhofs auf der Cötdie eri du v Wer n c idt a n
aufgefünden. S z Cua den nach Mitternacht der Ait auf
e in u g Jehleitet r anſcheinend vom Seite

entw er von die
folgenden getötet worden. e Huge eder von nen

Halle (Saale).
bis 7.gar nur t n Uhr 3 abendsvon h Sonnabend nachmittags und Sonntag geſchloſſen

Städtiſcher Mahrungsmittelverkauf.
Anuslandseier. Mittwoch, vormittag S z Kr, 38 501bis 42 000, nachm. 2-6 Uhr r a -465 t Ppene

mittelſcheine. Jede Perſon ein St für 48 Pf. in der
Talamtſchule,

wi p. Auf Abſchnitt F der beſonde Warswt e r kuee u h n Perſon rT reiſe von 15 hl re ges von n 5
Nr.

r auf Nr.e n 42 do uſcheine in der Talamtſchule.
Euch an der Bahre Engelbert Pernerſtorfers, des e
Vorkämpfers des ſozialiſtiſchen Proleta-iats. Die deutſch-öſter

Leipzigerstraße

Fernruf 5738. Fernruf 1224.
Das trennende Band

Tragödie in 3 Akten. Drama in 3 Akten
„Oie Liebingsfrau des

Lustspiel in 2 Akten.

J Beginn in beiden Thestern 4 Uhr.

mit An Macobsson, der Darstellerin
Maharadscha.“

Verhinderte Eheirrungen.

Halleſcher Haustrauenbund.
Anleitung Iur Hertellung von Heuzschuhen

Für Mitgüeder 50 Pf., für Jistaiteiedee T
Anmeldungen dazu wochentags täglich 10--12und nachmittags 4-6 Uhr (au t nnabends).

desBureau c
94] Der Vorſtand.

Verein Gesundheltspfſege

R
abonds 8 Vhr,Mittwoeh, 1e.B. r a effend Beſchlagnahme und Beſtandserhebung

von gedrannten und anderen künſtlichen Mauerſteinen,
Duchziegeln aller Art und Drainageröhren aus Ton,
erlaſſen.

Die Bekanntmachung iſt in den amtlichen Zeitungen
und in ortsüblicher Weiſe veröffentlicht worden.

Magdeburg, am 15. Januar 1918.
Der ſtellvertretende Kommandierende General

des IV. Armeekorps
Sontag,Generalleutnant.

Bekanntmachung.
Freibank- Verkauf.

Zum Freibank-Verkauf am 16. Januar 1918 werdendie Inhaber folgender Nummern zugelaſſen

Um 8 Uhr Nr. 7501 7600, um 11 Uhr Nr. 7801-—-7900,
9 7001--700,1 12 7501 8000,

7701——7800, 1. 38001--8100.
Halle, 14. Januar 1918.

Der Magiſtrat.

Sei geee hat e ulerens
vor e Den z en

kungs Di tS

[ſtltttnn

e eung ſiu
Fernsprecher 5407 HIA I. LE Gr. VIriehetraße 27

In DuEmpfehlenswerte Schriften belehren-
den und unterhaltenden Charakters:

Die Gleichheit Zeitschrift zur Verfechtung der In-
teressen der schaffenden Frau.

Einzeinummer 160 Pf.
Wochenschrift, enthaltendln freien Stunden spannende Romane und in

Wöchentlich
en für jede Atbelterfamilie-

15 Pf.reise von
teressante Erzählun
eine Nummer zum

Der Wahre Jacob Illustrierte politisch-satirische
Wochenschrift, die einzelne

Nummer 10 P.Berliner lllustrierte Zeitung
Einzelnummer 10 Pti.Arbeiter Gegundheits- Bibliothek
herausgegeben unter Leitung von Dr. p Zadek. Ca. 50 ver-
schiedene Bändchen à 20 Pf.Dokumente zum Weltkrieg
Bearbeitet von Eduard Bernstein

Reichhaltige Roman-Bibliothek
der beliebtesten Autoren.

Für die Schneiderei:
Modenzeitung Frauenzeitung Praktische Damenmode
Hausschneiderei/Sonntagszeitung/Deutsche Modenzeitung

S e t

in St. Nikolaus, Nikolaistrage:

Frauen- Vortragvon Frl. Gertrude Noaek aus Gera (Reut) g.

ringen nritEintritt frei.

Preiswertenamens
Kostüme o Blusen o Röcke ca Mäntel

III Kleiderfinden Sie in schöner großer Auswahl in allen
Preislagen in unserem Kaufhaus

ert und ungernmiert,
kieidsamen fFormen.
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Damennhüte,

H. Elkan, Leipzigerstr. 87.

II
Mittwoch, den 16. rer

nachmittags 31Aſchenbrrdel

ar uns Görner.

Neu eingetroffen

Neueste Schlager

Anfang 7,30 nen m 10 Uhr.

Doktor u. Apotheker.
Oper von Dittersdorf.
Donnerstag: Othello.

Ahbgesplelte

brammaphonpatten

auch Bruch, kho 1.75 kauft

Karl Albreecht,
Alter Markt 3. Gardinenen abgepaßt und vom Stück

Tepplehein allen Proben

TischdeckenG Stadtbad e piosch-, Tuch ung Stofigecken

e Wegen e in allen Preislagen bei
orbogen rechts LeipzigerSesichts-Krauter-Dampfbäder t. Elkan, Stra er.

r fara-Massage
einz. bewährt. Auffrischung Als Schneidermeisterchte. Die2 e der Gefahr i da

usbruüch dere z n 2 dw r tede lungerzu b
Zu beziehen durch die

I

e

Arveiter, adanviert Ge Volhimnmel

erschlaffter, welker, faltig.,
spröder u. großporig. Haut.
Beseitigung von Mitessern,
Griefs, Sommersprossen,
Leberflecken, Warzen, Ge-sichts- u. Nasenröte (PFrost-

schäden). Damenbürte
schmerz- u. narbenlos, 6685

empfiehlt ſich für alle vor
kommenden Arbeiten, wieauch Wenden, Aendern von
Herren u. Damengarderobe.

O. heimſath Sohn
Steso 19



u e

T R 2 7 2

Nr. 12.

Halle und Saalkreis.
Halle, 15. Januar 4918.

Alldeutſches Trommelfeuer.
Die hieſigen Alldeutſchen, diesmal vertrete nicht durch

die Vaterlandspartei oder den Wehrverein oder den Flotten-
verein oder den Kolonialverein e tutti quanti, ſondern durch
den Unabhängigen Ausſchuß für einen deutſchen Frieden,
haben urplötzlich drei Siegerfrieden-Durchhalte- Telegramme
an hohe Regierungsſtellen geſchickt: an den Kaiſer, an den
Reichskanzler und an Hindenburg.

Das erſte dieſer Telegramme lautet:
Seiner Majeſtät dem Deutſchen Kaiſer!

Bange Ahnungen drohen unſerem Volke die ſtolze
Freude an überwältigenden Heereserfolgen zu verkümmern. Die
Vertretung deutſcher Macht gegenüber dem niedergerungenen Oſten
atmet nach tiefwurzelnder Auffaſſung nicht den Geiſt mann
hafter Zuverſicht, von dem eine unlängſt gemeldete AnſpracheVönig Ludwigs von Lavern an Offiziere beſeelt war.

ieſe Ueberzeugung beſorgter Vaterlandsfreunde auch an Aller-
höchſter Stelle ehrfurchtsvoll zu bekunden, dazu trieb wachſende
Gefahr die Ortsgruppe Halle des Unabhängigen Ausſchuſſes für
einen Deutſchen Frieden.

Das zweite Telegramm hat folgenden Wortlaut:
An den Herrn Reichskanzler, Berlin.

Der bisherige Gang der Friedensverhandlungen ſcheint dem
über wiegenden und beachtlichſten Teile des deut-
ſchen Volks nicht geeignet, das Gefühl ruhiger Sicherheit ein-
zuflößen, von dem amtliche Blätter träumen.

Die Ortsgruppe Halle des Unabhängigen Ausſchuſſes für einen
Deutſchen Frieden erachtet ſich nach gewiſſenhafter Prüfung für ver-
pflichtet, Euer Exzellenz als dem berufenen Hüter deutſcher
Machtentwicklung von dem täglich ſteigenden Unmut Kennt-
nis zu geben, den die Ungewißheit einer vollen Auswirkung
W r Siege erweckt. Möge eine nahe Zukunft alle

üben Erinnerungen an eine Wiederkehr der unſeligen Tage des
Wiener Kongreſſes verſcheuchen!

Euer Exzellenz letzte Worte im Reichstagshauptausſchuß be
ſtärken in dieſer Hoffnung.

Und das dritte Telegramm endlich beſagt
Generalfeldmarſchall von Hindenburg, Großes Haugstquartier.

Der Widerſtreit zwiſchen Feldherrengabe und
Staatskunſt iſt fo laut geworden, daß ihn kein Beſchwich-
tigungsverſuch zu bannen vermag. Ohne unbegrenztes
Vertrauen darauf, daß die Heeresführung' auch hier den ihren
Großtaten gebührenden Vorrang durchſetzen wird, müßte Deutſch-
land an Erreichung ſeines durch Waffen nie mehr als jetzt ver-
bürgten Enderfolgs ver zweifeln

Möge Euer Exzellenz unſer Volk vor dem drohenden
b 5 Geſ a ck e w d x g. e Schritte ganerhe

u ſam er en ipfels umkehren zu müſſen, weier We wert en ihm nicht den volken Sieges-
preis gönnten.

Damit beabſichtigen die Herren Eroberungsilluſioniſten
(Politiker ſind ſie ja nicht), unſere Regierung. doch noch ihren
Wünſchen gefügig zu machen, dazu aber vor allem den Spalt
zwiſchen Zivil- und Heeresverwaltung vollends aufzureißen.
Wie lächerlich das iſt und wie verantwortungslos dazu, das
ſehen ſie wohl nicht. Oder glauben ſie wirklich, daß unſere
Regierung ihre Politik nach Telegrammen eines kleinen Häuf
leins eroberungsſüchtiger Phantaſten orientiert?

Dieſen Telegrammen wird aber vollends jeder Wert da
durch genommen, daß ſie beſtellte Arbeit iſt. So wie von
Halle, ſind nämlich auch von vielen anderen Orten derartige
Telegramme losgelaſſen worden, und alle mit ſo ziemlich
gleichem Wortlaut. Beiſpielsweiſe haben die Mainzer All
deutſchen unter anderem telegraphiert: „Eure Majeſtät wolle
den aus tiefſtem Herzen kommenden Rufe Gehör geben, nur
einen Siegfrieden zu ſchließen, den die deutſche Zukunft recht
fertigt.“ Und die Kölner haben gar ganz genau ſo wie die

Zeilage zur Volksſtimme.
Halle, Dienstag den 15. Jannar 1918.

Halliſchen gebeten, dafür zu ſorgen, daß die hehren Sieg-
friedsgeſtalten von Hindenburg und Ludendorff nicht dunklen
Mächten erliegen dürften! „Eure Majeſtät beſchwören wir
angeſichts der baldigen glücklichen Entſcheidung dieſes furcht
baren Ringens, das Siegeswerk dieſer Männer nicht in letzter
Stunde vernichten zu laſſen und nur einen Frieden zu
ſchließen, der die Zuſtimmung Eurer Majeſtät militäriſcher

findet. Mit Gottesheld Hindenburg für Kaiſer und
ei 4

Zu allem Ueberfluß hat die Vaterlandspartei folgende
Weiſungen an ſeine Mitglieder ergehen laſſen:

Der ScheidemannErzbergerſche Verzichtfriede droht unmittel
bar. Es iſt daher nicht Zeit, erſt Verſammlungen abzuhalten. Es
iſt ſchließlich ſogar wirkſam, wenn von möglichſt viel einzelnen
Stellen aus vorgegangen wird.

ch richte daher auch an Sie die inſtändigſte Bitte, un ver züg-
lich ſchriftliche oder drahtliche Eingaben an den
Kaiſer, den König von Sachſen, an den Kronprinz
und an Hindenburg zu richten, des Jnhalts, daß in der
höchſten Not und Gefahr der Ruf an ſie ergeht, unſer Volk
vor dem Unheil und der Schmach eines Verzichtfriedens zu retten.
Dabei wird es zweckmäßzig ſein, daß dieſer ungefähre Jnhalt nicht
wörtlich ſo ausgedrückt wird, damit nicht der Eindruck einheit-
licher Lenkung entſteht, und ferner, daß die Unterzeichner ſich nicht
ausdrücklich als Angehörige der D. V. P. bekennen, ſondern ſagen,
daß ſie im Namen ungezählter Mitbürger handeln, deren
Sorgen und Verzweiflung ſie Ausdruck verleihen, daß Ludendorff
bleiben und Kühlmann gehen zuuß. Hier kann und ſoll jeder einzelne
vorgehen, indem er für ſich allein oder wenn möglich, gemeinſam
mit zwei oder drei anderen Perſonen an die drei be-
zeichneten Stellen richtet. Jeder muß ſich vor Augen halten: was
auch geſchieht, muß ſchnellſtens geſchehen, von dieſem Geſichtspunkt
aus verdienen drahtliche Eingaben den Vorzug. Ein Trommel-
feuer von Eingaben muß entbrennen.

Nach alledem brauchen die Halliſchen Alldeutſchen nicht zu
erwarten, daß ihr Trommelfeuer mit Tèlegramm-Formularen
einen großen Eindruck machen wird. Es iſt eine Mache, wie ſo
viele andere ihrer Mühen vorher auch, ja, wie die ganze all
deutſche Bewegung überhaupt, und iſt zudem diesmal beſon-
ders plump in Szene geſetzt. Möge ſie der Himmel damit noch
öfter ſegnen, dann wird die Welt bald von ihnen befreit ſein.

Sie prokeſtieren ſchon! Die Herren von der Halleſchen Akade-
miſchen Ortsgruppe der Vaterlandspartei ſind kaum flügge geworden,
mit ihrem Verein meinen wir, da proteſtieren ſie auch ſchon. Sie gibt
nämlich in ihrem Leiborgan, der alldeutſch-konſervativen Halleſchen
Zeitung der Oeffentlichkeit kund und zu wiſſen: „Die am 11. Januar in
Halle gegründete ſtudentiſche Gruppe der Deutſchen Vaterlandspartei
weiſt aufs entſchiedenſte den beleidigenden Artikel des Berliner Tage
blattes gegen die akademiſche Jugend zurück. Indem wir es unter unſrer
Würde halten, den Straenton, den ſich das Blatt bei ſeinem Angriff gegen
uns zu bedienen, für gut befand, unſrerſeits anzuwenden, haben wir
folgendes zu erwidern: Die Geſchichte unſrer deutſchen Hochſchulen lehrt,
daß dort nie reaktionäre Geſinnung, ſondern ſtets der Geiſt geherrſcht
hat, der geſunde Zeitideen aufgegriffen und verfochten hat. Nie hatte an
unſern deutſchen Hochſchulen kleinlicher Krämergeiſt eine Stätte, der in
allem, was er tut, nur den Profit ſucht, ſondern höchſte mit Begeiſterun
vertretene Jdeale. Unſer Tun und Laſſen beſtimmt der Geiſt, der ſi
offenbart in dem Sturm und Sterbegeſang unſerer kriegsfreiwilligen
Kommilitonen bei Langeneck: Deutſchland, Deutſchland über alles!“ Die
Poſe der Entrüſtung und der Streitbarkeit mag ja dieſen jungen Herren
beſonders nahe liegen, aber komiſch genug ſieht ſie doch aus. Wenn ſie
ihre angekündigten öffentlichen Auseinanderſetzungen in derſelben Weiſe
führen wollen, dann kann es recht nett werden. Vor allem dürfte
daraus nur leeres Stroh hervorgehen, ſintemalen die Herren vaterlands-
parteilichen Akademiker reichlich mit Phraſen um ſich werfen.

Bekrüble Lohgerber. Der Bund der Kriegsbeſchädigten hatte
am Sonntag vormittag eine öffentliche Werbeverſammlung nach dem
„Volkspark“ einberufen. Jn dieſer ſollte Herr Dr. Breſin reden, das iſt
derſelbe Herr, der bei jenem infamen Mißhandeln von Kriegsbeſchä-
digten in einer Berliner Verſammlung der Vaterlandspartei, von dem
wir bereits ausführlich berichteten, den hauptſächlichſten Wortführer der
Kriegsbeſchädigten machte. Leider konnte die Verſammlung nicht ſtatt
finden, da Herr Dr. Breſin trotz mehrſtündigen Wartens der Verſamm-
lungsteilnehmer nicht kam. Und das iſt ſehr bedauerlich, da hierdurch
die ganze Werbekraft des Bundes ſtark geſchwächt wird, zumal auch ſchon

2. Jahrgang.
eine Verſammlung vorher nicht gerade rühmlich verlaufen ſein ſollMerkwürdig war nun in dieſer erſammlung, daß zu i le r
Menge Akademiker gekommen waren, teils Kriegsbeſchädigte, teils aber
auch überaus rüſtige junge Leute. Wollten ſie ſich etwa auch dem
Bunde anſchließen? Das konnte nicht angenommen werden, viel näher
lag vielmehr der Schluß, daß es ſich hierbei um die Mitglieder der
neugebackenen Akademiſchen Ortsgruppe der Vaterlandspartei handelte,
die wohl die Abſicht hatten, ihr vaterländiſches Süppchen zu kochen, ſo
bald Herr Dr. Breſin auf die Vorgänge in jener Verſammlung ein-
gehen würde, was wohl geſchehen konnte. Und richtig! ſo war es auch.
Die bürgerlichen Blätter bringen nämlich folgende Zuſchrift von „Kriegs-
beſchädigten aus Halle“, die ſich ausdrücklich als „Beteiligte“ bezeichnen
„Zum geſtrigen Sonntag früh, 10 Uhr, wurden alle Kriegsbeſchädigter
von Halle zu einer Verſammlung im Volkspark eingeladen, in dem Herr
Dr. Breſin aus Berlin ſprechen wollte. Doch vergeblich warteten die
zahlreich Erſchienenen auf Eröffnung der Verſammlung. Nach zwei-
ſtündigem Warten ſtellte es ſich heraus, daß der hieſige Einberufer der
Verſammlung ſelbſt in völliger Unkenntnis war und nur im Auftrag des
Herrn Dr. Breſin und ſeiner Berliner Clique gehandelt hatte. Er er
klärte den „ſehr geduldig harrenden alten Kriegern“, daß ſich drei
Redner angeſagt hätten, aber keiner erſchienen ſei, und fügte hinzu: „Das
iſt ein böſes Zeichen für die ganze Sache.“ Indem wir auf diefes Wort
des Herrn Einberufers verweiſen, können wir uns jeden Kommentars
enthalten und bedauern nur, daß wir mit dem Berliner Herrn hier in
Halle nicht deutſch ſprechen konnten.“ Es iſt ja den Herren nachzu-
fühlen, wenn ſie in dieſer Weiſe wüten, nachdem ihnen ſo eine ſchöne
Gelegenheit zur Lärmmacherei entgangen iſt. Aber ſich dabei in einer
ſo plumpen Weiſe zu verraten, das bringen allerdings nur „Füchſe“
fertig. Doch ſie mögen ſich tröſten. Die hieſigen Kriegsbeſchädigten
werden ihnen ſehr bald wieder eine ſolche Gelegenheit bieten und dann
mögen ſie ihrer Weisheit reinen Born zeigen. Nur tun ſie gut,
dann wohl zu überlegen, was ſie tun. Denn ſonſt könnte es ihnen im
Lokal der Halleſchen Arbeiterſchaft ſehr trübe ergehen.

Von der Univerſität. Bei der genauen gang der hier wirk
lich Studierenden am Schluß des vorigen Jahres hat ſich gefunden,
daß die Zahl re 608 beträgt. Hierunter ſind 340 Theologen,
173 Juriſten, 82 Mediziner und Chirurgen, 24 Kameraliſten und
19 Pädagogen, Mathematiker und Botaniker. Die Zahl hat alſo,
wie von ſo manchen gefürchtet, von einigen wohl auch erhofft wurde,
nicht ab, ſondern zugenommen, und wird ſich allem Anſchein nach
Oſtern noch bedeutend hermehren.

Hinterbliebenenrente für Kriegsteilnehmer auch aus der An
geſtelltenverſicherung. Die AngeſtelltenVerſicherung, die ſeither nur
dadurch bekannt geworden iſt, daß für ſie Beiträge entrichtet werden
mußten, gewährt nunmehr auch Hinterbliebenenrenten und für
weibliche Verſicherte Ruhegelder, wenn die vorgeſchriebenen 60 Bei-
tragsmonate als Wartezeit nachgewieſen werden. Nach dem Geſetz
werden Militär und Kriegsdienſtzeiten auf dieſe Wartezeiten nicht
angerechnet. Es muß aber hinzugefügt werden, daß dieſe Härte durch
eine Bundesratsverordnung vom 26. Auguſt 1915 teilweiſe beſeitigt
worden iſt. Dieſe beſtimmt, daß die Zeiten, in denen Verſicherke
im gegenwärtigen Kriege dem Deutſchen Reiche oder der öſter
reichiſch- ungariſchen Monarchie Kriegs, Sanitäts oder ähnliche
Dienſte geleiſtet haben, auf die Wartezeiten und bei Berechnung der
Verſicherungsleiſtungen als Beitragszeiten angerechnet werden, ohne
daß Beiträge entrichtet zu werden brauchen. Dieſe Beſtimmungen
gelten vom 1. Auguſt 1914 an. Für die Anrechnung iſt die Gehalts
klaſſe des letzten dem 1. 1914 vorhergehenden Monats maß-
gebend, für den ein Pflichtbeitrag entrichtet iſt. Für Angeftellte,
die erſt nach dem 31. Juli 1914 verſicherungspflichtig geworden ſind,
iſt der letzte Pflichtbeitrag e e der vor den Kriegsdienſten
geleiſtet worden iſt. Dieſe Vorſchriften gelten entſprechend auch für
in We Verſicherung. Dieſe ſeinerzeitige Bundesratsverordnung,

ie jetzt erſt Bedeutung erlangt, ermöglicht, daß nunmerh auch für
Kriegsteilnehmer von der Angeſtellten- Verſicherung Hinterbliebenen
renten gezahlt werden, wenn die tatſächlich entrichteten Beiträge
und die Kriegsdienſtzeiten mindeſtens 60 Beitragsmonate ergeben.
Das iſt nur für Todesfälle möglich, die nach dem 1. Januar 1918
eintreten.

Prokeſt gegen den Papiermangel. Um der Regierung nochmal
in eindringlicher Weiſe den ſtetig weiter ſteigenden Papiermangel vor
Augen zu führen, fanden am Sonntag in allen größeren Städten Ver-
ſammlungen von Angehörigen des graphiſchen Gewerbes ſtatt. Jn der
hier abgehaltenen Verſammlung ſprach das Mitglied des Tarifausſchuſſes
der Deutſchen Buchdrucker Genoſſe Hugo König (Halle) über „Die
Schwierigkeiten der graphiſchen Betriebe infolge der Papiernot“. Jn
ausführlicher Weiſe beleuchtete der Redner die Urſachen des Papier-
mangels, der nicht vorhanden zu ſein brauchte, wenn die Papierfabriken

Liſette.
12] Eine flämiſche Dorfgeſchichte.

Von O. Bilſener.
Deutſche Uebertragung von Hermine SchmidtLahr.

Michaux war ein früherer Advokat, der einmal in der
Stadt in eine Erpreſſungsaffäre verwickelt war und ſich nun
aufs Land zurückgezogen hatte, wo er Rechtsauskünfte zu
20 Sous das Stück erteilte. Und weil er gute Ratſchläge gab
und außerdem ſo ſchlau war, ſein Bureau auf dem Hänge-

oden der Dorfſchänke aufzumachen, hatte er eine gute Kund-
ſchaft. Auch hatte er einige Eiſen zugleich im Feuer. Er war
gleichzeitig Feldmeſſer, Muſiker, Schreiber, Sachverſtändiger
in verſtellten Handſchriften. Er war es ſogar geweſen, der
die Liebeserklärung Edgars an Liſette auf das herrlich duf
tende Papier aufgeſetzt hatte. Nicht als ob Edgar unfähig ge
weſen wäre, ſelbſt zu ſchreiben, aber an Beredſamkeit iſt der
Städter dem Dörfler doch über.

„Habe ich recht, Alte?“
„Wollen hören, was Liſette darüber ſagt,“ war ihre Ant

rt
„Haſt recht.“
Er nahm das Geräte zuſammen und zog die Karre an.

Seine Frau trottete neben ihm her.
Eintönig erklang vom Kirchturm der dumpfe Klang der

Totenglocke über die in zitternden Lichtern ſchimmerndé Land-
ſchaft hin und rief zum Grabgeleite des Notars. Nolfs
gingen nicht hin. Sie waren dem Verſtorbenen ſeit 15 Jahren

Damals war Berts Onkel geſtorben, ohne ihn imTeſtament das der Notar aufgeſetzt hatte, zu bedenken. Sie

trugen ſeither einen dumpfen Groll gegen ihn, weil er die
Kniffe des Alten nicht durchkreuzt und ſie wenigſtens nicht auf
einen kleinen Pflichtteil geſetzt hatte. Alſo rührte ſie das
traurige Geläute nicht im geringſten.

Während ſie ſo langſam ihrer Behauſung zuſchritten und
in ihrem Gehirn das eben Erlebte und Beſprochene hin und
herwälzten, war daheim Liſette über den Backtrog gebeugt. Mit
ihren nackten Armen wirkte und knetete ſie den Teig und
formte große dunkle Roggenbrote daraus. Sie hatte ihre
Bluſe wegen der Hitze ausgezogen. Die Oeffnung ihres groben
Leinenhemdes enthüllte den Anſatz ihrer feſten runden Brüſte.
Jhr Kattunrock war bis zu den Knien aufgekrempelt und

ließ ihre geraden ſchön geformten Beine und ihre feinen
Knöchel frei.

Vom Nacken bis zu den Knien ſchwang ſich die Linie
ihres wohlgebauten Körpers in vollendeter Harmonie, die
auch das Sonntagskorſett nicht hatte zerſtören können. Von
ihren Schläfen, überhaucht von leichtem Mehlſtauhb, perlte
ſchimmernder Schweiß. Jhre Augen glänzten im Schaffens-
eifer. Und wie ſie ſich tummelte und rührte, entließ ihr halb
geöffneter Mund lebhafte keuchende Atemſtöße.

Einmal wenigſtens hatte man ſie ihren Träumen über-
laſſen und ſie in den hellichten Tag hinein ſchlafen laſſen.
Dann hatte ſie Einkäufe im Dorf gemacht und ſputete ſich nun
wie ſie konnte, um die verſäumte Zeit einzuholen.

Als die Eltern zurückkamen, war ſie mit ihrer Arbeit
eben fertig, die Brote lagen in einer wohlgeordneten Reihe
auf dem Blech fertig, um in den Ofen geſchoben zu werden.
Sie wuſch ſich die Hände und machte ſich zurecht.

Liſette empfing ihre Elternsmit der Frage: „Wer hat
meine Taſchen durchſucht?“

„Durchſucht, nach was?“ fragte die Mutter heuchleriſch.
„Mein Brief iſt wegl Warum?“
„Er ſcheint Dir doch nicht einerlei zu ſein,“ miſchte ſich

der Vater ein. 3„Ach, ſolche Dinge ſind immerhin Andenken.“
Nolf und Kagt wechſelten einen bedeutungsvollen Bhkick.

Ei, ei, ſie ſchien alſo auch angebiſſen zu haben?
„Komm herein, wir müſſen mit Dir ſprechen!“ Unter

dieſen Worten der Mutter traten ſie alle drei in die niedrige
rauchgeſchwärzte Küche ein. Wer ſollte das erſte Wort ſagen?
Da die Mutter ſchwieg, ſchnitt Nolf den Gegenſtand an.

„Wir haben eben Edgar Roels geſehen, der es gut mit uns
zu meinen ſcheint. Deinetwegen offenbar?“

Er ließ ſie nicht aus den ſcharf beobachtenden Augen. Er
wollte alles wiſſen und war entſchloſſen, das Menſchenmögliche
zu tun, um die unerhoffte günſtige Gelegenheit für ſie zum
Guten zu wenden.

„Gut? Wieſo gut?“ fragte Liſette, ſich einer Antwort
zu entwinden.

„Na, er intereſſiert ſich eben für uns und doch gewiß nicht
um unſrer ſchönen Augen willen. Wir möchten gern den
Grund wiſſen. Der kannſt doch nur Du ſein. Ueberdies war
doch auch der Brief

„Ach, Unſinn!“ lachte Liſette.
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„Wollen ſehen! Wenn es aber ernſt wäre, was würdeſt

Du dazu ſagen?“ t„Jch würde ſagen, daß das meine Angelegenheiten ſind
und daß man mich in Ruhe laſſen ſoll, das würde ich ſagen
fuhr Liſette auf. Sie reckte ſich ſtolz und auf ihrer Stirn
furchten ſich Falten des Unmuts und der Entſchloſſenheit.

„Rede Du, wozu Du Luſt haſt. Bedeutet aber die Heirat
mit dem einzigen Sohn eines begüterten Erbpächters, der
Geld wie Heu hat, gar nichts? Na, antworte! Du ſcheinſt
wohl auf den König warten zu wollen. Antworte doch.

Er ſteigerte ſich in einen immer ſtrengeren Ton hinein
und Kagt nickte zuſtimmend.

Liſette fuhr auf: „Herr Edgar hat nur zu wählen Und
er wird mich ſo ſicher heiraten wie Maria Stols, die ſich ins
Waſſer ſtürzte und Stina Rubens, die mit ihrem Unglück da-
ſitzt.“

„Bah,“ entfuhr, es dem Vater, den indeſſen dieſe letzte An
gelegenheit beſtürzte. Er faßte ſich aber ſchnell und meinte:
„Wenn man jemand anſchuldigt, muß man ſich auf Beweiſe
ſtützen können und wenn jene beiden keine ſolchen. haben,
dann iſt das ihre Sache. Aber das iſt ja auch ganz einerlei.
Donnerwetter! Du wirſt doch deshalb den jungen Roels nicht
ausſchlagen und wenn er 100mal

„Jch kann aber doch nicht zwei auf einmal lieben,“ be
teuerte Liſette feſt, „und ich habe Colas mein Wort gegeben!“

„Aber der Bettler zählt doch nicht!“

„Jch liebe ihn.“ SBert und Kaat ſahen ſich, entſetzt über ihre Halsſtarrig-
keit, an. Auf einer Seite ſtand der reiche, ſchöne Freier, auf
der andern der barfüßige, armſelige und ewig gehetzte Tage
löhner. Und um deſſentwillen würde ihre Tochter den andern
ausſchlagen?

„Du liebſt ihn?“ höhnte Nolf, „Du liebſt ihn? Weißt Du
denn, was dieſe Liebe bedeutet? Die heißt ſechs Wochen das
Leben eines Geisbocks führen und 600 mal 6 Wochen ein
Hundeleben führen. Wir beide wiſſen was davon zu ſagen.
Seit wir überhaupt die Kraft haben, eine Quecke auszuraufen,
haben wir uns unaufhörlich bis auf die Knochen abzuſchinden!“

„Dabei plagſt Du Dich ja auch ſchon zehn Jahre mit uns
herum,“ warf die Mutter jammernd ein, „und Du kannſt
es ablehnen, Dein Schickſal ſicher zu geſtalten und Dich mit
einem zu verheiraten, der Dich gut ernähren kann! Und, wie

die wir (Fortſetzung folgt.)



mehr Papier für das Buchdruckgewerbe Herſtellten und nicht ſo ville
andre Papierwaren, die ihnen höere Gewinne eindringen. Er führte
eine ganze Reihe von Fällen an, wo das Erſcheinen der Zeitungen in
Frage geſtellt war; auch waren die großen Zeitungen ſchon gezwungen,
hunderte von Anzeigen wegzulaſſen, und noch weitere Cinſchränkungen
werden in Zukunft notwendig ſein. Auch auf die Arbeiterſchaft in den
graphiſchen Berufen greifen all die Einſchränkungen zurück, es tritt Ar
beitsloſigkeit ein und vielen der heimkehrenden Krieger aus dem Felde
wird Arbeitsgelegenheit genommen. Einſtimmig nahm die Ver
ſammlung eine Entſchließung an den Reichskanzler an, in der nochmals
eingehend auf die Schwierigkeiten und die Folgen der ungenügenden Pa

pierverſorgung des Burhdruckgewerbes hingewieſen wurde und im
öffentlichen und wirtſchaftlichen Intereſſe um baldige Abhilfe gebeten
wird

Stipendien an der Handwerkerſchule. Nach einem Erlaſſe des
Miniſters für Handel und Gewerbe können zum Beſuche der hieſigen
ſtaatlich- ſtädtiſchen Handwerkerſchule Staatsſtipendien gewährt wer
den. Etwaige Anträge für das bevorſtehende Sommerhalbjahr
April September 1918 ſind bis zum 26. Februar an die Direktion
der Anſtalt einzureichen. Die Anträge müſſen enthalten gtnen ſelbſt
verfaßten und geſchriebenen Lebenslauf des Bewerbers; eine be-
hördliche Auskunft über Führung, ſowie Familien-, Einkommens-
und Vermögensverhältniſſe des Bewerbers und ſeiner Eltern; das
Abgangs- oder letzte Zeugnis des Bewerbers aus der Volksſchule
oder der ſonſt von ihm beſuchten höheren Schule, ein Zeugnis über
Führung und Leiſtungen auf der betreffenden Fachſchule, ſowie
etwaige weitere Zeugniſſe über Leiſtungen in der Praxis und auf
früher beſuchten gewerblichen Fachſchulen. Bei Wiederholung von
Anträgen, die für frühere Semeſter bereits berückſichtigt worden
ſind, genügt die Einreichung eines neuen Geſuchs.

Reichsbekleidungsſtelle gegen Kommunalverbände. Die Reichs
bekleidungsſtelle gibt bekannt, daß eine Anzahl von Kommunalver-
bänden den Vorſchriften über die Beſtandsaufnahme der Gafthaus-
wäſche nicht entſprochen hat Die Reichsbekleidungsſtelle wird daher
die Lieferung von Bekleidungeſtücken für die bedürftige Bevölkerung
an dieſe Kommunalverbände dis auf weiteres einſtellen und außer-
dem die übergeordneten Behörden erſuchen, gegen die ſäumigen
Kommunalverbände einzuſchreiten.

Für Kolonialpolitik iſt dieſer Tage der Profeſſor Herr Wohltmann
vom Ländwirtſchaftlichen Inſtitut der Univerſität in einem Vortrag ein-
getteten, den er über die Ergänzung der heimiſchen Landwirtſchaft durch
die koloniale vor hieſigen „völkiſchen“, alſo deutſchtümelnden, Ver-
einen gehalten hat. Das iſt freilich im Grunde genommen ſelbſtver-
ſtändlich, und bedürfte deshalb gar keiner beſonderen Erwähnung
weiter, wenn die Begründung für dieſe Stellungnahme nicht einige
wichtige Einzelheiten enthalten würde. Herr Wohltmann ſtellte nämlich
die Frage, was nach dem Kriege mit unſrer auswärtigen Nahrungs-
mittelverſorgung würde, und antwortet darauf: „Einen großen Teil
unſres Bedarf können wir ſtatt aus Ueberſee aus dem Oſten decken.
Aus den Oſtſeeprovinzen, menſchenarmen Gegenden, können wir aller
dings erſt viel ſpäter etwas erwarten. Auch bei Polen dürfen wir unſre
Hoffnungen nicht zu hoch ſpannen. Aus Rumänien dürfen wir einige
Millionen Tonnen Getreide erwarten. Aus Bulgarien und Serbien
haben wir nicht viel Früchte zu erwarten, um ſo mehr aber aus Ruß-
land. Aus Ueberſee werden wir nicht viel erlangen, weil es an
Schiffen fehlt und weil unſre jetzigen Gegner ſich ſelbſt erſt mit
Rohſtoffen verſorgen werden. Die Türkei muß erſt ein Kulturland
werden, die Türken laſſen ſich von heute auf morgen nicht zu einem
Erwerbsvolk machen. Zudem kann uns die Türkei die echten Kolonial
ſtoffe, wie Kaffee uſw., überhaupt nicht liefern, weil Land und Klima
dort ſich hierfür nicht eignen. So iſt es erforderlich, daß wir eignen
Kolonialbeſitz erwerben, der uns unabhängig macht vom Rohſtoffbezug
aus andern Ländern.
des in unſern Kolonien können wir unſern ganzen Bedarf an Kolo-
nialfrüchten decken, Erforderlich hierfür ſind anderthalb Millionen Ar-
beiter, die aus der 16 Millionen zählenden einheimiſchen Bevölkerung
leicht entnommen werden können.“ Dieſe Darſtellung hat ja mancherlei
Beſtechendes an ſich, aber wohl auch Herr Wohltmann dürfte mit uns
der Meinung ſein, daß ſich Kolonialpolitik ſo leicht nicht treiben läßt,
wie es hier auf dem Papiere ſteht, daß dabei vor allem das Klima,
die Bodenbeſchaffenheit, die Verkehrsmöglichkeiten, der Charakter der
Eingeborenen uſw. uſw. ein bedeutendes Wort mitreden und das ganze
ſchöne Zukunftsbikd weſentlich zu ſeinen Ungunſten verſchieben. Da
Herr Wohltmann weiterhin ſelbſt die fromme Mär erledigt, daß Mittel

europa ſich autoarkiſch, alſo aus ſich ſelbſt, erhalten könnte, ſo bleibt am
Ende auch nach ſolchen Plaidoyers für eine ungeſtüme Kolonialpolitik
doch immer wieder die Quinteſſenz zurück, daß wir alle Urſache haben,
mit der ganzen Welt in einem guten Frieden zu leben, denn wir
hängen von ihr ab!

Aus „höherer Pflicht“ Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe zu-
läſfſig! Die intereſſante Frage ob und inwieweit eine Uebertretung
Jex kriegs wirtſchaftlichen Vorſchriften damit gerechtfertigt werden
kann, daß dieſe Uebertretung aus höheren allgemeinen Jntereſſen
geboten geweſen ſei, beſchäftigte jetzt das Schöffengericht Neukölln.
Der Fabrikbeſitzer Winkelmann hatte ſich zu verantworten, weil er
in ſeiner Fabrik, die wichtige Kregsleferungsaufträge zu erledgen
hat, für ſeine Arbeiter große Mengen Fleiſch eingekauft und ohne.
Fleiſchmarken abgegeben hat. Einer jener Einkäufer ſowie der Ein-

S 25 9 d dere t 1 V v r d J 9käufer einer anderen Firma, der von den Warenüberreſten dieſer
Fima an Winkelmann abgegeben hatte, mußten ſich wegen der-
ſelben Beſchuldigung rechtfertigen. Sie erklärten, daß ſie lediglich
von dem Beſtreben geleitet wörden ſeien, den Ausrüſtungsarbeitern
eine beſſere Verpflegung zu verſchaffen, um ſie arbeitsfähig und
arbeitswillig zu erhalten. Nur durch dieſe Maßnahmen ſei eine
Arbeitseinſtellung verhütet worden. Das Schöffengericht erkannte
auf koſtenloſe Freiſprechung, indem es der Auffaſſung des Ver-
teidigers. Dr. Alsberg beitrat, daß die Erfüllung weniger wichtiger
Pflichten hinter den höheren zurückſtehen müſſe
war aber die Aufrechterhaltung des wichtigen Kriegsbetriebes die
höhere Pflicht.

F Wegen Ueberſchreitung des Höchſtpreiſes beſtraft. Gegen die
Handelsfrau Berta Später geb. Boltze, Yorkſtraße 18, iſt durch rechts-
kräftigen Strafbefehl des Amtsgerichts wegen Ueberſchreitung desHöchſtpreiſes von o eine Geldſtrafe von 25 M. oder fünf
Tage Gefängnis feſtgeſetzt worden.

Gegen das Fuſpälkommen im Thegker, das wir bereits unter die
Lupe nahmen, wenden ſich nun endlich auch die bürgerlichen Blätter.
In einer Beſprechung der Sonnabend-Aufführung, bei der es beſonders
ſchlimin war, ſchreibt der Theaterkritiker der Halleſchen Zeitung, Herr
Profeſſor Kaſſer, unter anderm: „Leider kam etwa der dritte Teil der
Beſuchex zu ſpät. Das Türenſchlagen hörte gar nicht auf, und bis zurHälfte e erſten Stückes hemühten ſich einzelne Gruppen, ihre Sitzplähze

zu gewinnen. Dann begann ein ziemlich geſundes, mindeſtens ſehr
douerhaftes Huſten. Wozu auch Rückſicht nehmen auf ein ſo altes Spiel
wie „Die Geſchwiſter“? Ja, wenn es noch das „Dreimäderlhaus“ ge-
weſen wäre! Was unter dieſen Umſtänden von der feinen, gefühlsdurch-
tränkten Stimmung, die Goethes herrlicher Einakter ausſtrömt, übrig
blieb, mag ſich der Unbeteiligte ausdenken. An den Mitwirkenden und
der entzückenden Bühneneinrichtung lag es wahrlich nicht, däß davon
nicht mehr bemerkbar wurde.“

Ertieute Warnung vor den Gefahren der Straße. Mit Rück-
ſicht wurf die jetzt härfig ungenügende Beaufſichtigung der Kinder
werden Eltern, Lehrer und Erzieher von der Polizei abermals er-
ſucht, die Jugend zum richtigen Verhalten auf der Straße, insbe-
ſondere mit Hinweis auf die Gefahren des Straßenbahnbetriebes,
anzuhalten. Als Richtſchnur werden die folgenden Merkſätze
empfohlen: 1. Steige ſtets in der Fahrtrichtung mit der linken Hand
am Griff von dem Straßenbahnwagen. 2. Ueberſchreite niemals
eine Straße, ohne dich vorher nach links und rechts umgeſehen zu
haben. Bleibe zurück! wenn Straßenbahn, Automobile oder Ge-
ſchirre ſchon nahe herangekommen ſind. Beachte die Warnungs-
zeichen, die von derartigen Fahrzeugen gegeben werden. 3. Ueber-
ſchreite die Straße zwar ſchnellem, aber nicht in haſtigem
Schritte, nie in ſchräger Richtung, ſondern immer im rechten Win-
kel. 4. Spiele und laufe nicht, aber verweile auch nicht auf der
Fahrſtraße, insbeſondere nicht an den Straßenkreuzungen. Vor
allem hüte dich vor Wettlaufen mit fahrenden Wagen. Heran-
nahende Straßenbahnwagen, Automobile und andere Fahrzeuge

Mit drei Millionen Hektar anzubauenden Lan

Jn dieſem Falle

dicht hinter einem Straßenbahnwagen oder
überſchreiten. Halte

hrwerk die Straße zu
enden Straßenbahn-

bringen dich ſonſt in d Es iſt gefährlich, kurg vor oder

auch nicht an fa
wagen feſt oder hänge dich an dieſelben an, um ein Stück mitzu-
fahren. Du kannſt dabei leicht überfahren 'werden. 6. Halte dich
nicht unnötig an Straßenecken auf, weil dort die meiſten Ge
fahren drohen. 7. Auf dem Bürgerſteig gehe möglichſt rechts und
weiche rechts aus. Jn. den Straßen, wo die Straßenbahngleiſe
nahe am Bürgerſteig liegen, gehe nicht am Rande auf den BVord-
ſchwellen entlang, ſondern möglichſt weit davon entfernt. Dringend
iſt beſonders vor dem Mitlaufen und Anhängen an Straßenbahn-
wagen und andere Wagen zu warnen, da gerade durch dieſe ver-
8 Unſitte ſchon häufig ſchwere Unfälle herbeigeführt worden
ſind.

Theater, Sehenswürdigkeiten uſw.
Stadttheater.

Zum Beſten des Nationalen Frauendienſtes wurde am Sonnabend
eine Art bunter Abend gegeben, wenigſtens war die Auswahl des Ge-
botenen dementſprechend. Den Reigen eröffneten Goethes „Ge-
ſchwiſter“, jenes lyriſch-bewegte literariſche Denkmal, das Goethe
ſeiner Charlotte von Stein und zugleich ſich ſelhſt geſetzt hat. Es kam
in einer recht anſprechenden, vor allem ſeinen tiefen Stimmungsgehalt
gut faſſenden Weiſe heraus, wozu vor allem das ſauber abgetönte Spiel
der Herren Wilcke (Wilhelm) und Ziſtig (Fabrice) in Gemeinſchaft
mit Fräulein Grawi (Marianne) weſentlich beitrug, wenngleich auch
vielleicht Herr Wilcke in Spiel und Maske noch etwas männlich gereifter,
re hätte ſein können. Die folgende kleine Sache war Wolf

erraris heitre Oper „Suſannens Geheimnis“, eine
niedliche, recht kapriziöſe Tonſchöpfung, die um eine kleine, unbedeutende
Handlung ein reiches Rankenwerk von ebenſo originellen als klangvollen
und temperamentvoll dahinfließenden Melodien zu winden weiß und
dabei auch eine intereſſante thematiſche Behandlung verwendet. Sie
wurde vom Orcheſter unter Herrn Brauns Leitung mit aller Sorgſamkeit
herausgebracht, wobei er in den Darſtellern Herr Weſternhagen als
Graf, Dina Mahlendorff als Suſanne und Herr Trott als Diener
außerordentlich gute Helfer beſaß, ſowohl im Spiel als im Geſang, mit
denen ſtets die richtige Weſensart dieſes Werkes getroffen wurde. Den
Schluß des Abends bildeten Tän ze, gegeben durch das Ballett. Sie
beſtanden teils aus den üblichen rhythmiſchen Uebungen zu ausge
ſprochenen Tanzmelodien, teils aus Anpflügen von Charakteriſierungen
andersartiger Tonſchöpfungen, Auch damit wurde durchweg Erfreuliches
Faree beſonders in bezug auf die Schönheit der Bewegungen und die

raktheit des rhythmiſchen Ausdrucks, wenngleich es natürlich auch ſelbſt
mit den Charaktertänzen bei weitem nicht an das heranreichte, was
anderwärts unter dem Geſamtausdruck „Moderne Tanzkunſt“ geboten
wird, ſintemalen eben ein Bühnenballett ſo etwas nicht braucht. Am
erfolgreichſten taten ſich hierbei die Damen Peters, Marlow und Saß
hervor, die mancherlei ſchöne Figuren zeigten. Während der Pauſen
konzertierte je ein kleines Orcheſter auf der Diele und in den Wandel-
gängen des Theaters, was bald ein lebhaftes Treiben er Lieber
wäre aber ſowohl uns wie auch dem größten Teile des Publikums
geweſen, wenn ſich die Zuhörer vor allem beim Theaterbeginn ſo herzu-
gedrängt hätten, denn die entſprechenden üblichen Störungen waren dies
mal beſonders arg und riefen wiederum lebhafte Proteſte hervor.

cw.
Stadkihegler. Heute, Dienstag, wird die heitere Spieloper „Su-

ſannens Geheimnis“ von Wolf-Ferrari zum erſtenmal wiederholt, vor
her die „Geſchwiſter“ von Goethe, zum Schluß „Tanzbilder“, Mittwoch
„Doktor und Apotheker“, Donnerstag die Oper „Othello“ von Verdi.
Am Freitag geht Jbſens „Volksfeind“ in Szene. Am Sonnabend abend
findet das nächſte „Sinfoniekonzert ſtatt. Soliſt: Konrad Anſorge.
Das Weihnachtsmärchen „Aſchenbrödel“ gelangt am Mittwoch und
Sonnabend nachmittag zur Aufführung.
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Vorträge des Bundes zur Erhaltung und Mehrung der deut-ſchen Volkskraft. Am Mittwoch abend 85 Uhr wird in den Thalia
Sälen an Stelle des verhinderten Herrn Prof. Abert Herr Prof. Dr.
Riehm ſprechen, und zwar wird er an der Hand von zahlreichen
Lichtbildern die Entwicklung Halles zur Großſtadt
vorführen. Die Lichtbilder, die vor vielen Jahren hier ſchon mehrfach
gezeigt wurden, umfaſſen nicht nur alte Stadtpläne, ſondern nament-
lich auch viele Photogramme aus der Zeit vor 50 und 680 Jahren,
die manchen alten Hallenſer intereſſieren werden. Der Vortragende
e bekanntlich die vollſtändige Sammlung von Bildern aus Alt-

alle.

Aus der Provinz.
Hausbeſitzer und Kleinwohnungsnot.

Die Notwendigkeit einer Wohnungsreform größten Stiles und
Umfanges tritt immer deutlicher in die Erſcheinung, wobei Ge
meinden, Staat und Reich gemeinſam und einander ergängend ein
zugreifen habe. Alle Mittel müſſen zur Anwendung kommen, um
rechtzeitig den Bedarf an Wohnungen ſicherzuſtellen, vor allem müſſen
Boden- und Wohnung-, Terrain- und Hhypothekenwucher entſchieden
bekämpft, die veralteten Rechtsverhältniſſe ſowie die aller modernen
Hhygiene oft geradezu ins Geſicht ſchlagenden Bauordnungen be
ſeitigt werden. Jn allererſter Linie aber haben Reich, Staat und
Gemeinden ſowohl Boden und Darlehen als auch praktiſche Er
fahrung zur Verfügung zu ſtellen und den gemeinnützigen Woh-
nungsbau nach allen Kräften zu fördern. Das wollen natürlich die
Hausbeſitzer nicht zulaſſen, wie eine ihrer neueſten, ſozuſagen offi-
ziellen Auslaſſungen beweiſt.

Jn einer Denkſchrift des Breslauer Magiſtrats über Klein-
wohnungsbau hat Juſtizrat Dr. Epſtein Leitſätze vom Hausbeſitzer
ſtandpunkt aus aufgeſtellt, deren Prägung die Deutſche Grundeigen-
tümerzeitung als beſonders glücklich und für andere Großſtädte
paſſend bezeichnet. Jn dieſen Leitſätzen heißt es:

„Es iſt an allen Orten, in denen Wohnungsnot beſteht oder
droht, die Errichtung von Häuſern mit Kleinwohnungen in zweck-
dieèenlicher Weiſe zu fördern. Soweit hierbei behördliche Hilfe in
Frage kommt, haben die Behörden alles zu vermeiden, was die Lage
der derzeitigen Hausbeſitzer zu untergraben geeignet iſt. Die Eigen-
tümer der beſtehenden Häuſer leiſtungsfähig und arbeitsfreudig zu
erhalten, iſt bei der großen Zahl der beſtehenden Wohnungen auch
für die Allgemeinit von ungleich größerer Bedeutung als die Be-
ſchaffung neuer nungen, deren Herſtellung immer nur in ver-
hältnismäßig geringer Zahl möglich iſt. Es iſt ſelbſtverſtändlich
Pflicht der Gemeinden, Vorſorge zu treffen, daß die heimkehrenden
Krieger ausnahmslos auch eine menſchenwürdige Wohnung vor-
finden. Zu dem Zweck haben die ſtädtiſchen Behörden unverzüglich
Schritte zu tun, um Teilung größerer Wohnungen, vorübergehende
Freigabe von Räumen in höheren Stockwerken, Bereitſtellung öffent-
licher Räume herbeizuführen. Das wird um ſo leichter ſein, wenn
die ſtädtiſche Bauvpolizei der Angelegenheit Wohlwollen entgegen-
bringt. Dauernde Abhilfe iſt zu erhoffen, wenn der zweite Teil des
Geſetzes über die Sicherheit der Bauforderungen endlich eingeführt,
dadurch den Banhandwerkern die Bezahlung ihrer Arbeiten geſichert
und ſo der Bauſchwindel an der Wurzel getroffen wird. Die Bau
tätigkeit der Baugenoſſenſchaften und Gemeinnützigen Geſellſchaften
iſt in keiner Weiſe geeignet, die freie Bautätigkeit zu erſetzen und
das Wohnungsbedürfnis zu befriedigen. Jhre Bevorzugung ſchadet
der Bautätigkeit mehr, als ſie nützt, und deshalb wendet ſich der
organiſierte Hausbeſitz gegen jede Bevorzugung dieſer a
in irgendeiner Form, Es iſt insbeſondere Proteſt einzulegen, daß
Hypotheken zu einem niedrigeren Zinsfuß hergegeben werden, als diesdem übrigen Hausbeſitz gegenüber geſchieht, Eine jede Bevorzugung

macht den ſeßhaften Grundbeſitz konkurrenzunfähig, ſchädigt dieſen
und auch der Stadt ſelbſt, die nicht berechtigt erſcheint, das zum
größten Teil vom Hausbeſitz aufgebrachte Vermögen zu verſchenken,
um für Neubauten Vorzugsrechte gegenüber dem beſtehenden Haus
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E vonoder Privatper zum Einkaufspreiſe gewährt wird.liegt ein deſene
Dieſe giftigen Bemerkungen kann man verſtehen. Der Umſtand,

daß während der Kriegszeit nux, wenig, im letzten Jahre faſt über
haupt keine Wohnungen gebaut ſind, hat überall die Hausbeſitzer
veranlaßt, eine Steigerung der Mietzinſes vorzunehmen. Sie ſind
dabei in einer Wejſe vorgegangen, daß man in manchen Fällen
geradezu von Wucher ſprechen konnte. Deshalb hat auch der Bundes
rat die Verordnung zum Schutze der Mieter gegen ungerechtfertigte
Mietsſteigerungen erlaſſen und hat es dadurch ermöglicht, die
ſchlimmſte Ausbeutung dieſer Notlage abzuwehren. Würde nun die
genoſſenſchaftliche Bauweiſe ſtärker aufkommen, ſo würde die Mög-
lichkeit zur Mietsſteigerung den Hausbeſitzern noch mehr entzogen
werden. Und deshalb wenden ſie ſich mit ſolcher Wut dagegen. Aber
gerade muß der gemeindlich-genoſſenſchaftliche Wohnungs-
bau aufs tigche gefördert werden, denn hierdurch zeigt ſich ja,
daß ſie bei den profitwütigen Hausbeſitzern ins Schwarze trifft.

Naumburg. Von der Strafkammer. Die jugendlichen Ar
beiter Richard Matthes und Otto Werner aus Lißdorf wurden wegen
eines Hühnerdiebſtahls (Matthes z 2 Wochen, Werner zu 8 Tagen
Gefängnis) verurteilt. Zu 1 Woche Gefängnis wurde der Schul
knabe Erich Werner aus Weißenfels verurteilt, der einem Flurnachbar
den Schrank mittelſt falſchen Schlüſſels geöffnet und daraus Spielzeug,
12 Lichte und 1 Buch geſtohlen hat. Der vorbeſtrafte Tiſchler Paul
Mache aus Erfurt hatte mit ſeiner Ehefrau' die Behauſung ſeines im

elde ſtehenden Schwagers Nichlitz in Loſſa aufgeſucht und aus der
ohnung alles, was nicht niet- und a eſt war, ausgeräumt. Der

ha

elf

emann erhielt 5 Jahr Zuchthaus, die Ehefrau 1 Jahr Gefängnis.
Die Arbeiterin Anna Karl von hier hatte ein Fräul. Altmann in
Weißenfels beſucht und dieſer dabei eine Menge Kleidungsſtücke ge
ſtohlen. Jhre Strafe wurde auf 6 Monate Gefängnis feſtgeſetzt.
Mit drei Tagen Gefängnis wurde der Schulknabe Paul Wolf aus Zeitz
beſtraft, der dem Maurer Hoffmann dort mittelſt Einſteigens eine
Taſchenuhr und Lebensmittel geſtohlen hat. Zwiſchen Spora und
Oelſen waren zwei Züge aufeinandergefahren, wobei glücklicherweiſe

keine Menſchen verunglückten, doch ein erheblichet Materialſchaden ver

t worden war. Die Züge hätten eigentlich in Kayna kreuzen
müſſen. Durch falſch aufgefaßte oder falſch verſtandene telephoniſche Mit
teilung der Bahnbedienſteten war aber der Unfall herbeigeführt worden.
Heute wurden deshalb die noch nicht 18 jährige Aushelferin Marie
Gottſchild, die das Telephon bedient hatte, zu 30 Mark, Aſſiſtent Willi
Baier, der die Meldung weiter gegeben hatte, zu 200 Mark und die
Zugführer Vernickel und Völklein aus Wuitz zu je 100 Mark Strafe
verurteilt.

Zeitz. Die Auszahlungen der Unterſtützungen an
die Angehörigen der im Felde ſtehenden Krieger erfolgt auf die Zeit
vom 16. Janncr bis 31. Januar im Zimmer Nr. 38 des Rathauſes
Mitt 16. Januar, vormittags von 8--1136 Uhr an die Zahl-
karten Nr. 1--1200, nachmittags von 234-—-45 Uhr an die Zahl
karten Nr. 1201-—-2000, Donnerstag, 17. Januar, vormittags von
8--1114 Uhr an die Zahlkarten Nr. 2001-3200, nachmittags von
214--414 Uhr an die wir Nr. 8201--4000, Freitag, den
18. Januar, vormittags 1126 Uhr an die Zahlkarten Nr. 4001
Tr 8807 nachmittags von 234--41 Uhr an die Zahlkarten über

r.

Der für Dienstag angekündigte Verkauf von
Kaffee-Erſatzmittelnm kann leider infolge verſpäteten Ein-
treffens erſt in einigen Tagen ſtattfinden. Der Tag wird noch be
kanntgegeben.

Wegfall von Eiſenbahnzügen. Auf der ſächſi
ſchen Strecke Zeitz Altenburg fallen die Vormittagszüge ab Zeitz
9.21, in Altenburg 10.23, und ab Altenburg 11.07, an Zeitz 12.05

mittags vom 18. Januar ab bis auf weiteres aus. n

r itz-Camburg bis auf weiteres die Vormittags
züge ab Zeitz 9.00, an Camburg 10.51, und ab Camburg 11.15, an
Zeitz 1,22, dieſer allerdings nur werktags. Auf der Strecke Zeitz
Gera kommt der Abendzug ab Zeitz 8.18, in Gera 9.14, in Wegfall.

Torgau. Vor einer Gasſperre Der Magiſtrat gibt
folgendes bekannt: Jn vielen Städten Deutſchlands, großen und
kleinen, beſteht augenblicklich infolge der Schwierigkeiten der Kohlen
belieferung eine Gasnot. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß auch für
Torgau eine ſolche eintritt, da das hieſige Gaswerk in letzter Zeit
nicht die erforderlichen Mengen Kohle erhalten hat und es bei den
bekannten Transportſchwierigkeiten fraglich iſt, ob die Kohlen recht
eitig eintreffen. Jſt das nicht der Fall, ſo müßte auch das Torgauer

und SElektrizitätswerk notgedrungenerweiſe eine zeitweilige
Gasſperre eintreten laſſen. Sollte dieſe notwendig werden, ſo iſt
darauf zu ſehen, daß jeder Gasauslaßhahn an Lampen, Kochern
und ſonſtigen Apparaten während der Sperrzeit geſchloſſen wird,
damit nicht beim Erhöhen des Druckes Gasausſtrömungen ſtatt
finden, die zu Unfällen Anlaß geben können. Auf glle Fälle richten
wir an alle Gasverbraucher die dringende Mahnüng, zur Zeit ſo
viel als nur möglich Gas zu ſparen, damit eine Gasſperre ver-
rangſet oder doch möglichſt wenig fühlbar gemacht zu werde

rau
Eisleben. Die Ausgabe der Lebensmittelkarten,

die jetzt ſtattfindet, erfolgt diesmal auf Grund der bei der letzten
Volkszählung ermittelten Perſonenzahl. Wie nun unſer Wirt-
ſchaftsamt ſchon feſtſtellen konnte, ſind eine ganze Reihe Perſonen
bei der Volkszählung nicht erfaßt worden. Anſcheinend haben eine
Reihe Haushalte die ihnen bei der Volkszählung zugeſtellte Liſte
überhaupt nicht ausgefüllt und zurückgegeben. Die zahlreichen, nach
dieſer Richtung hin eingeleiteten Ermittelungen konnten noch nicht
alle zum Abſchluß gebracht werden es kann deshalb vorkommen, daß
die neuausgeſtellte Lebensmittelkarthotek einzelne Perſonen oder
Haushalte überhaupt nicht nachweiſt. Diefenigen Perſonen, die bei
der jetzigen Kartenausgabe in der Kartothek nicht ermittelt werden,
wollen ſich ſchriftlich an das Wirtſchaftsamt wenden. Sie erhalten
die ihnen zuſtehenden Marken nach Klarſtelbing der Sachlage. Es
wird hierbei darauf aufmerkſam gemacht, daß einzelne Haushal-
tungen in letzter Zeit mehr Lebensmittelkarten bezogen haben, als
ihnen zuſtehen; alle derartigen Fälle werden auf dem Strafwege
verfolgt. Jeder Haushaltungsvorſtand iſt dafür verankwortlich, daß
bei Veränderung ſeines Hausſtandes (z. B. durch Tod, Verzug uſw.)
das Wirtſchaftsamt bei Empfangnahme der Lebensmittelkarten be-
nachrichtigt wird, falls die Berichtigung des Haushaltungsblattes im
Wirtſchaftsämt unterblieben ſein ſollte.

auf der Strecke

Kleine Nachrichten. Auf der Braun kohlengrube „Michel“ bei
Großkahyna traf kürzlich ein in Reichardtswerben in der Land-
wirtſchaft beſchäftigter franzöſiſcher Kriegsgefangener beim Ein-
holen von Kohlen unverhofft einen dort beſchäftigten Verwandken.
Das Wiederſehen beider im fremden Land war über alle Maßen
groß. Vom Güterboden der Güterabfertigung zu Roßleben
wurden drei Sack Zucker geſtohlen. Ferner drangen Diebe in di
Nagelwerkſtatt Lemm ein. Hier wurden ſofort von dem in einem
Nachſarraum ſchlafenden franzöſiſchen Gefangenen überraſcht und
bei der Kehle genommen. Die h durch drei handfeſte
Männer und einen Hund hatte keinen GErfolg, da beide Spitzbuben
ſchleunigſt geflüchtet waren. Ein Opfer von Sturm und Brand
wurde die Windmühle des Müllers und Bäckermeiſters Braune in
Kancklitz. Durch den früh herrſchenden Sturm war die
Mühle derartig ſchnell in Gang gebracht worden, daß ſie nicht mehr
aufzuhalten war, das Werk lief ſich heiß und bald entſtand ein
Brand, der die Mühle vernichtete. Die von der Müllersfamilie ange
ſtellten Löſchverſuche waren leider völlig vergeblich. Bei einer
Jagd im herrſchaftlichen Walde zu Hohenkuhnsdorf erſchienen
vor den Gewehrläufen zwei Rüſſen, die man nun feſtnahm. Sie
waren bei dem heftigen eßen aus Angſt aus ihrem Verſteck ent
wichen, Dies Verſteck beſtand in zwei Erdhöhlen, einer Wohn und
einer Porree Seit Anfang November, alſo nahezu zwei
Monate, hatten ſich die Ruſſen darin aufgehalten. Jhren Unter
halt hatten ſie durch Diebſtähle in benachbarten Dörfern
So fand man noch Zentner Mehl, Fett u. a., an Geräten, vier
Waſſereimer, k Spaten, 1 Stallaterne vor.
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